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UMWELTFÖRDERUNGEN DES BUNDESMIN ISTERS FÜR LAND- UND 
FORSTWIRTSCHAFT, UMWELT UND WASSERWIRTSCHAFT 

Im Berichtsjahr wurde im Rahmen der Umweltförderungen des Bundes über 2.092 Ansuchen 

entschieden. Auf Grund der Empfehlungen der Kommissionen in Angelegenheiten der Siedlungs­

wasserwirtschaft, der Umweltförderung im In- und Ausland und der Altlastensanierung wurde vom 

Umweltminister die Förderung von 1.757 Ansuchen' genehmigt. 335 Fälle wurden von den drei 

Kommissionen abgelehnt. Die Verteilung der entschiedenen Förderungsfälle über die einzelnen 

Förderungsbereiche zeigt Tabelle 1. 

Tab. 1 Entschiedene Fälle 1999 

Förderungsbereich 

SWW 

SA M 

Forschung SWW 

UF I 

UFA 

A ltlasten 

Summe 

Positiv 

1.084 

36 

15 

604 

6 

12 

1.757 

Negativ 

o 

7 

3 

31 9 

5 

335 

Gesamt 

1.084 

43 

18 

923 

11 

13 

2.092 

Die vom Umweltminister 1999 mit einem Förderbarwert von ATS 4,7 Mrd. genehmigten 

Förderungsansuchen lösten in den einzelnen Förderungsbereichen ein umweltrelevantes Investi­

tionsvolumen von ATS 15,2 Mrd . aus . Der durchschnittliche Fördersatz über alle Förderungsbe­

reiche lag 1999 bei 31,1 %. Die Verteilung der genehmigten Förderungsmitte l auf die einzelnen 

Förderungsbereiche zeigt Tabelle 2. 

Tab . 2 Genehmigte Förderungsansuchen 1999 in AT5 

Umweltrelevantes 
Förderungsbereich Anzahl Investitionsvolumen Förderbarwert 

SWW 1.084 10.748.571.369 3.745.247 .616 

SAM 36 458.805.1 45 129.262.226 

Forschung SWW 15 41 .783 .000 14. 540.000 

UFI 604 3.351 .993.388 600.406.931 

UFA 6 191.551 .000 25.786.450 

Altl asten 12 383.413. 860 204. 345 .284 

Summe 1.757 15.176.117.762 4.71 9. 588.507 

Zusätzlich wu rden im Jahr 1999 262 Projekte mit einem Förderbarwert von rund ATS 1 Mrd . in der Kommission behan­
delt. aber erst zu Beginn des Jahres 2000 vom Umweltminister gen ehmigt. 

3 

III-48 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)4 von 46

www.parlament.gv.at



Im Zeitraum 1993 (Inkrafttreten des Umweltförderungsgesetzes) bis 1999 wurden insgesamt 

9.450 Projekte mit einer Förderung in Höhe von ATS 39,7 Mrd. und einem umweltrelevanten Inves-' 

titionsvolumen von ATS 113,5 Mrd. von den Kommissionen befürwortet und vom Umweltmi'nister 

genehmigt. Der durchschn ittli che Fördersatz üb er a ll e Förderun gs bereiche lag für den Zeitraum 

1993 bis 1999 bei 34,9 % . Die Verteilung der genehmigten Förderungsmittel über den Zeitraum 1993 

bis 1999 auf die einze ln en Förderungsbereiche zeigt Tabell e 3. 

Tab. 3 Genehmigte Förderungsansuchen 1993 bis 1999 in ATS 
(bereinigt um Stornieru nge n und Kostenänderungen) 

Umweltrelevantes 
Förderungsbereich Anzahl Investitionsvolumen 

SWW 6.189 90.451.669 .112 

SAM 263 3.696.597 .068 

Forschung SWW 100 427.518.000 

UFI 2.713 13.035.783 .667 

UFA 93 1.321.226 .836 

Altlasten 92 4.614.962 .270 

Summe 9.450 113.547.756.953 

Förderbarwert 

32 .295.359.542 

693 .057.160 

86.521.000 

2.824.643 .442 

428.115.597 

3.350.352 .401 

39.678.049.142 

Die Auszah lungen für Förderun gen nach dem Umweltförderungsgesetz 1993 betrugen 1999 

für alle Förderungsbereiche in Summe AT 3,8 Mrd. Der Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds 

(UWF) hat 1999 Auszahl ungen in Höhe von rund ATS 811,3 Mio. getätigt. Se it Einfüh rung des 

U mweltförderu ngsgesetzes wurden im Zeitraum 1993 bis 1999 insgesamt ATS 31,5 Mrd. an Förde­

rungsmittcln ausbezahlt. Die Verteilung der geleisteten Auszahlungen im Jahr 1999 sowie über den 

Zeitraum 1993 bis 1999 zeigt Tabell e 4. 

Tab. 4 Auszahlungen im Berichtsjahr 1999 sowie im Zeitraum 1993 bis 1999 in ATS 

Förderungsbereich Auszahlungen 1999 Au~zahlungen 1993 bis 1999 

SWW 2.251 .612 .010 6.740 .988.743 

SAM 93.478.108 355.530.282 

Forsc hung SWW 13 .569.000 68.605.000 

UFI 325 .692 .863 2.661.597.768 

UFA 19.379.931 696.566 .189 

Altlasten 268.830.927 1.512.103 .366 

UWF 811 .276.535 19 .442.061.535 

Summe 3.783.839.374 31.477 .452.883 

4 

III-48 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 5 von 46

www.parlament.gv.at



E FRE-Stru ktu rfondsm ittelll NTE RREG-Program m 

Im Jahr 1999 gelang ten aus Mitteln des europäischen Fonds für regionale Entwicklung 

(EFRE) ATS 99,8 Mio. zur Auszah lung. Di ese Mittel werden zum Teil aus nationalen Mitteln vor­

finanziert und im Nachhinein m it der E uropäischen Union verrechnet. 

Mit den angeführten ATS 99,8 Mio . wurden Projekte im Ziel-1-Gebiet Burgenland , in den 

Ziel-2-Gebieten der Steie rmark und Niederösterreichs, in den Ziel-Sb-Gebieten der Steiermark, 

Niederösterreichs, Salzburgs, Oberöste rreichs und Tiro ls kofillanziert. F ür 23 burgenländische 

Wasserwirtschaftsprojekte (Ziel-1-Gebiet) wurden 1999 insgesamt ATS 73,3 Mio. ausbezahlt. Ein 

Tiroler Projekt (Ziel-Sb-Gebiet) wurde mit ATS 3,4 Mio. an EFRE-Mitteln kofinanziert. 

Im Rahmen der betrieblichen Abwassermaßnahmen kamen für sechs Proj ekte ATS 0,7 Mio. 

zur Auszahlung. Für den Bereich der Umweltförderung im Inland wurde ein Anteil von ATS 22,6 

Mio. ausbezahl t. In diesem Förderungsbere ich werden schwerpunktmäßig Projekte zur Energieein­

sparung in Betrieben oder die Umstellung auf alternative Energieträger geförde rt. 

Im Rahmen d es INTERREG-Programmes der Europäischen Union kamen für sechs Projekte 

ATS 988.781,- zu r Auszahlung. Vier Siedlungswasserwirtschaftsprojekte im Bundesland Kärnten 

und zwei Projek te der U mweltförde rung im Inland (je ein Projekt im Burgenland und in Nieder­

österreich) wurd en mit diesen Mitteln unterstützt. 

Die Verteilung der Auszahlungen aus dem EFRE- und INTERREG-Programm über die 

ein zelnen Förderungsbereiche sowie nach Bundesländern zeigt Tabelle 5. 

'Tab . 5 EU-Mittel: Auszahlungen 1999' in ATS 

EFRE 

SWW 

SWW 

BAM 

UFI 

5umme 

INTERREG 

SWW 

UFI 

Summe 

Bundesland 

B 

T 

ST 

B, NÖ, OÖ, 5, ST 

Bundesland 

K 

B, NÖ 

Gesamtsumme EU-Mittel 

Projektanzahl Auszahlungen 

23 73.285 .068 

3.363 .024 

6 661 .182 

130 22. 554.398 

160 99.863.672 

Projektanzahl Aus.zahlungen 

4 512 .821 

2 475 .960 

6 988.781 

166 100.852.453 

Insgesamt wurden 1999 über die Programme EFRE und INTERREG ATS 100,9 Mio. aus 

Mitteln der Europäischen Union zur Förderung öste rreichischer Umweltm aßnahm en ausbezahlt. 

Die Auszahlungen werden teilweise mit nationalen Mitteln vorfinanziert und sind daher nicht mit dem Rec hnungsabsc hluss der 
jeweiligen Budgetansätze des Umweltresso rt s ident. 
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Kommissionen 

Im Jahr 1999 trafen einander die Mitglieder der 

• Kommission in Angelegenheiten der Siedlungswasserwirtschaft, 

• Kommission in Angelegenheiten der Altlastensanierung und 

• Kommission in Angelegenheiten der Umweltförderung im In- und Ausland 

zu insgesamt neun Sitzungen. Drei Sitzungen wurden in Angelegenheiten der Siedlungswasserwirt­

schaft, zwei in Angelegenheiten der Altlastensanierung und vier in Angelegenheiten der Umweltför­

derung im In- und Ausland abgehalten. Dabei wurde die 68. Sitzung der Kommission in Angelegen­

heiten der Umweltförderung im In- und Ausland (die Anzahl der Kommissionssitzungen wird seit 

Beginn der Förderungsmaßnahmen gezählt) am 16. Dezember 1999 zur Klärung offener Fragen 

vertagt und am 21. Jänner 2000 abgeschlossen. 

Nach den Nationalratswahlen am 3. Oktober 1999 wurden entsprechend den Vorgaben des 

Umweltförderungsgesetzes (UFG) die Kommissionen auf Grund der neuen Gesetzgebungsperiode 

vom Umweltminister zu den konstituierenden Sitzungen einberufen. Die Vorsitzenden der drei 

Kommissionen sowie deren Stellvenreter wurden im Rahmen der konstitu ierenden Sitzungen vom 

Umweltminister für die Dauer der neuen Gesetzgebungsperiode nach Vorschlag der Kommission 

bes tätigt bzw. neu bestellt. 

Vorsitzende 1999: 

• Herr Stadtrat Fritz Svihalek (Siedlungswasserwirtschaft), 

• Herr Landesrat Dr. Walter Aichinger (Altlastensanierung) und 

• Herr Landesrat Ing. Erich Schwärzler (Umweltförderung im In- und Ausland) . 

Vorsitzende-Stellvertreter 1999: 

• Herr Landeshauptmann Dr. Josef Pühringer (Siedlungswasserwirtschaft, bis 

24. November 1999), 

• Herr Landeshauptmann-Stv. Landesrat Ferdinand Eberle (Siedlungs wasserwirtschaft, ab 

24. November 1999), 

• Herr Stadtrat Fritz Svihalek (Altlastensanierung) und 

• Herr Dr. Wolfram Tertschnig (Um~eltförderung im In- und Ausland). 

Außerordentliche Verdienste für die Umweltförderung leistete der langjährige stellvertre­

tende Vorsitzende der Kommission in Angelegenheiten der Siedlungswasserwirtschaft, Herr Landes­

hauptmann Dr. Josef Pühringer, der sein Amt mit Ablauf der Gesetzgebungsperiode zurücklegte. 

Ihm sei hier noch einmal für seine Verdienste um die österreichische Umweltförderung besonders 

gedankt. 

Für den erfolgreichen Verlauf der Umweltförderungen im Jahr 1999 war das hohe Engage­

ment aller Kommissionsmitglieder, der Ansprechpartner in den Bundesländern, der zuständigen 

Beamten in den Bundesministerien und der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kommunalkredit 

entscheidend. Ihnen allen gebührt besonderer Dank. 
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SIEDLUNGSWASSERWIRTSCHAFT 

1999 wurde vom Umweltminister die Förderung von 1.135 Projekten der Siedlungswasser­

wirtschaft (SWW) mit einem Förderbarwert von ATS 3,9 Mrd. und einem umweltrelevanten Investi­

tio nsvolumen von ATS 11,2 Mrd. genehmigt. Möglich wurde dieser Betrag durch einen 25-%­

Vorgriff auf das Budget 2000 im Ausmaß von ATS 975 Mio. Der durchschnittliche Fördersatz über 

alle Anlagenarten lag 1999 bei 34,6 % . Die Verteilu ng der genehmigten Förderungsmittel auf die 

einzelnen Anlagenarten zeigt Tabelle 6. 

Tab. 6 SWW gesamt: Geförderte Projekte 1999 nach Anlagenart in ATS 

Umweltrelevantes 
Förderungsbereich Anzahl Investitionsvolumen Förderbarwert 

AB A . 639 9.008.455 .184 3.382.439.286 

WVA 22 1 1.625. 138.970 325 .027. 794 

KA BA 111 74.615.664 25.1,87.910 

EWVA 36 27.049.350 9.263.740 

PKAB 76 12.662.20 1 3.180.449 

PEWV 650.000 148.437 

BAM 36 458.805. 145 129.262.226 

Forschu ng 15 41.783 .000 14.540.000 

Summe 1.135 11 .249.159.514 3.889.049.842 

Im Zeitraum 1993 bis 1999 wurden insgesamt 6.552 Projekte mit einer Förderung in Höhe 

von ATS 33,1 Mrd. und einem umweltrelevanten Investitionsvolumen von ATS 94,6 Mrd. von der 

Kommission befürwortet und vom Umweltminister genehmigt. Der durchschnittli.che Fördersatz 

über alle Anlagenarten lag für den Zeitraum 1993 bis 1999 bei 35,0 %. 

4.608 Abwasserentsorgungsanlagen mit einem Förderbarwert von ATS 30,1 Mrd. und einem 

umweltrelevanten Inves t itionsvolumen von ATS 79,9 Mrd., 1.844 Wasserversorgungsanlagen mit 

einem Förderbarwert von ATS 2,9 Mrd. und einem umweltrelevanten Investitionsvolumen von ATS 

14,2 Mrd. sowie 100 Forschungsvorhaben mit einem Förderbarwert von ATS 86,5 Mio. und einem 

umweltrelevanten Investitionsvolumen von ATS 427,5 Mio . wurden unterstützt. Die Verteilung der 

genehmigten Förderungsmittel über den Zeitraum 1993 bis 1999 auf die einzelnen Anlagenarten 

zeigt Tabelle 7. 
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Tab. 7 SWW gesamt: Geförderte Projekte 1993 b is 1999 nach An lagena rt in ATS 

(bereinigt um Stornierungen und Kostenänderungen) 

Umweltrelevantes 
Förderungsbereich Anzahl Investitionsvolumen Förderbarwert 

ABA 3.763 75 .716.356.160 29.250.945.408 

WVA 1.326 13.953.506.494 2. 790.701.304 

KABA 506 477.280.608 153 .586 .189 

EWVA 517 291 .213 .649 96.797 .755 

PKAB 76 12.662.201 3.180.449 

PEWV 650.000 148.437 

BAM 263 3.696.597 .068 693 .057.160 

Forschung 100 427 .518 .000 86 .521 .000 

Summe 6.552 94.575.784.1 80 33.074.937.702 

Von den ~e it 1993 in 22 Kommissionssitzungen begutachteten Förderungsfä llen wurden . bis 

31. D ezember 1999 105 Ansuchen (56 Abwasserentsorgungs- und 49 Wasserve rsorgungsprojekte) 

mit ein em Förderbarwert von ATS 417 Mio. und einem umweltrelvanten Investitionsvolumen von 

ATS 1,2 Mrd . storniert. 

~omm u nale Sied I u ngswasserwi rtschaft 

1999 wurde vom Umweltminis ter di e Förderung von 1.084 Projektcn in der kommunalen 

Siedlungswasserwirtschaft mit einem Fö rde rba rwen von ATS 3,7 Mrd. un d einem umweltrel evanten 

Investitionsvolumen vo n ATS 10,7 Mrd. ge nehmigt. D er durchschnittliche Fördersa tz in dcr 

kommunal en Si edlungswasserwirtschaft lag 1999 bei 34,8 %. Tabelle 8 ze igt die Vertei lung der 

Förderu ngsmittel nach Bundesländern. 

Tab.8 Kommunale SWW: Geförderte Projekte 1999 nach Bundesländern in ATS 

Umweltrelevantes 
Bundesland Anzahl Investitionsvolumen Förderbarwert 

Burgenland 42 509 .958.300 172.326.940 

Kärnten 189 1.352 .150.713 493.708.848 

Niederösterreich 268 2.644.951.461 898 .141 .730 

Oberösterreich 149 2.061 .276 .700 841.686.606 

Salzburg 65 720.205.165 212 .295 .540 

Steiermark 199 1.575 .955.523 513 .209 .845 

Tirol 96 917 .471 .207 351.648.067 

Vora rl berg 54 492.822 .300 167.474.040 

Wien 22 473 .780.000 94.7 56 .000 

Summe 1.084 10.748.571.369 3.745.247.616 
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Die 1999 vergebenen Förderungsmitte l kamen zu 91,1 % Abwasser- und zu 8,9 % Wasserver­

sorgungsprojekten zugute . Genehmigt wurde die Förderung von 826 Projekten der Abwasserenrsor­

gung mit einem Förderbarwert von ATS 3,4 Mrd. und einem umweltrelevanren Investitionsvolumen 

von ATS 9,1 Mrd. sowie vo n 258 Projekte n der Wasserversorgung mit einem Förderbarwert von ATS 

334,4 Mio. und einem umwcltrelevanten Investi t ionsvo lume n von ATS 1,7 Mrd . Der durchschnitt ­

liche Fördersatz für kommunale Abwasserenrsorgungsprojek te lag 1999 bei 37,5 % (inkl. Sockel­

förderung von 20 %) und für Wasserversorgungsprojekte be i 20,2 % (Wasserversorgungsanlagen 

werden allgemein mit einem Fö rdersatz von 20 % der um wel trelevanten Investitionskosten unter­

stützt, bei Einze lwasserve rsorgungsanlagen sowie bei pauschalierten Einzelwasserver orgungsan­

lagen können sich höhere Fördersätze ergeben). Die Verteilung der Förderungen auf Wasserversor­

gungs- und Abwasserenrsorgungsanlagen nach Bundesländern zeigt Tabelle 9. 

Tab. 9 Kommunale SWW: Gefö rderte Projekte 1999 nach Bundesländern und Anlag enart in ATS 

WASSERVERSORGUNG 

. Umweltrelevant es 
Bundesland Anzahl Investitionsvolumen Förderbarwert 

Burgenland 10 120.287 .500 24.057 .500 

Kärnten 27 167 .130.952 33 .703 .288 

Niederästerreich 87 328.067 .328 65 .948.415 

Oberästerre ich 28 205 .273 .000 41 .402 .250 

Salzburg 15 90.138.950 18.519.600 

Steiermark 40 220.802.000 46.405 .900 

Tiro l 27 119.916 .290 24.158.558 

Vorarlberg 19 97 .872 .300 19.574.460 

Wien 5 303 .350.000 60 .670.000 

Summe 258 1.652.838.320 334.439.971 

ABWASSERENTSORGUNG 

Umweltrelevantes· 
Bundeslan Anzahl Investitionsvolumen Förderbarw ert 

Burgenland 32 389 .670.800 148.269.440 

Kärnten 162 1.185.019 .761 460.005.560 

Niederästerreich 181 2.316.884.133 832 .193 .315 

Oberäste rreich 121 1.856 .003.700 800.284.356· 

Sal zburg 50 630 .066.215 193.775 .940 

Ste ie rmark 159 1.355.1 53.523 466.803 .945 

Tirol 69 797 .554.917 327.489.509 

Vorarlberg 35 394.950.000 147.899.580 

Wien 17 170.430.000 34.086 .000 

Summe 826 9.095.733 .049 3.41 0.807.645 
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Die 826 Abwasserentsorgungsprojekte teilen sich in 639 öffentliche Abwasserentsorgungs­

anlagen (ABA) und 187 Einzelanlagen (KABA + PKAB). Bei den öffentlichen Abwasserentsor­

gungsanlagen entfielen 1999 91 % der Förderungsmittel auf Investitionsvorhaben mit hohen spezifi­

schen Kosten. Mit einem durchschnittlichen Fördersatz von 40,8 % wurden 443 Abwasserentsor­

gungsan lagen mit einer Spitzenförderung (Förderbarwert von ATS 3,1 Mrd. für ein Investitionsvo­

lum en von ATS 7,6 Mrd.) unterstützt. Sockelförderungen (Förderungen in Höhe von 20 %) erhielten 

196 Abwasserprojekte (ATS 281 Mio. Förderbarwert; ATS 1,4 Mrd. Investitionsvolumen). 

Im Zeitral1m 1993 bis 1999 wurden in der kommunalen Siedlungswasserwirtschaft insgesamt 

6.189 Projekte mit eine r Förderung in Höhe von ATS 32,3 Mrd. und einem umweltrelevanten In ves­

titionsvo lumen von ATS 90,5 Mrd. vo n der Kommission befürwortet und vom Umweltminister 

genehmigt. Der durchschnittliche Fördersatz über alle Anlage narten lag für den Zeitraum 1993 bis 

1999 bei 35,7 %. Die Verteilung der genehmigten Förderungsmittel über den Zeitraum 1993 bis 1999 

nach Bundesländern zeigt Tabelle 10. 

Tab. 10 Kommunale SWW: Gef örderte Projekte 1993 bis 1999 nach Bundesländern in ATS 

(bereinigt um Stornierungen und Kostenänderungen) 

Umweltrelevantes 
Bundesland Anzah l Investitionsvolumen Förderbarwert 

Burgenland 326 5.154.799.535 1.723.470.452 

Kärnten 646 7.845.737 .312 3.198.039.846 

Niederöste rreich 1.475 21.488.424.63 1 7.149.048.948 

Oberösterreich 953 17.214.230.223 7.198.841 .521 

Salzburg 388 6.429.744.974 2.195 .745 .739 

Steiermark 1.059 13.769.103.839 4.964 .615.714 

Tirol 655 7.690.691.406 3.08 1.357.179 

Vorarlberg 401 4.8~3. 524.874 1.579.157.679 

Wien 286 6.025.412 .318 1.205 .082.464 

Summe 6.189 90.451 .669.112 32.295.359.542 

4 .. 345 Abwasserentsorgungsanlagen mit einem Förderbarwert von ATS 29,4 Mrd. und einem 

umweltrelevanten In vestitionsvolumen von AT$ 76,2 Mrd. sowie 1.844 Wasserversorgungsanlagen 

mit einem Förderbarwert von ATS 2,9 Mrd . und einem umweltrelevanten Investitionsvolumen von 

ATS 14,2 Mrd. wurden unterstützt (siehe auch Tabelle 7 auf Seite 8). 
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Betriebliche Abwasserrnaßnahmen 

1999 w urd e vom Umweltminister di e Förd erung von 36 Projekten d er betrieblichen Abwas­

serrn aßnahmen (BAM) mit einem Förd erbarwert vo n ATS 129,3 Mio. und einem um weltrelevanten 

Investitionsvolumen von ATS 458,8 Mio. genehmigt. Der durchschnittliche Fördersatz lag 1999 bei 

28,2 %. Die Verteilung der genehmigten Förderungsmittel nach Bundesländern zeigt Tabelle 11. 

Tab. 11 BAM : Geförde rte Projekte 1999 in ATS 

Bundesland 

Burgenland 

Kärnten 

Niederösterre ich 

Oberösterreich 

Salzburg 

Ste ie rmark 

Tirol 

Vorarlberg 

Wien 

Summe 

Anzahl 

2 

2 

6 

4 

17 

2 

36 

Umweltrelevantes 
Investitionsvolumen Förderbarwert 

2.131.945 663 .794 

15 .170.622 3.159 .124 

21 .535 .448 5.276.306 

52 .618 .923 11.162 .735 

3.348.054 330.000 

349.843 .948 105 .661.056 

4 .290·.171 858.034 

7.782 .900 1.556.580 

2.083.134 594.597 

458 .805 .145 129.26 2.226 

Im Zeitraum 1993 bis 1999 wurden für betriebliche Abwassermaßnahmen insgesamt 263 

Projekte mit einer Fö rderun g in Höhe von ATS 693,1 Mio. und einem umweltrelevanten Investi­

tionsvolumen von ATS 3,7 Mrd. von d er Kommission befürwortet und vo m Umweltminister geneh­

migt. Der durchschnittli che Fördersatz für betriebliche Abwassermaßnahmen lag in diesem 

Zeitraum bei 18 ,7 %. Die Verteilung der genehm igten Fö rd erungsmittel über den Zeitraum 1993 bis 

1999 nach Bundesländern zeigt Tabelle 12. 

Tab. 12 BAM : Geförderte Projekt e 1993 bis 1999 in ATS 
(bereinigt um Stornierungen und Kostenänderungen) 

Umweltrelevantes 
Bundesland Anzah l Investitionsvolumen 

Burgenland 4 110.492 .945 

Kärnten 15 131.475 .046 

Ni ede rösterre ich 40 484 .068 .029 

o be rösterre ich 54 735 .952 .046 

Salzburg 11 43 .295.423 

Steiermark 95 1.679.883.292 

Tirol 17 187 .946 .6 12 

Vorarlberg 12 81 .625 .809 

Wien 15 241.857.866 

Summe 263 3 .696 .597 .068 

11 

Förderbarwert 

11 .917.989 

25 .279 .029 

81.202.473 

136 .224 .762 

6.484 .516 

355 .124 .210 

26 .048 .880 

14.113 .579 

36 .661.722 

693.057 .160 
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Forschungsförderung 

Im Rahmen des Förderungsbudgets für die Siedlungswasserwirtschaft ist jährlich ein Betrag 

von ATS 20 Mio. für die Forschung und Entwicklung von neuen Technologien und Verfahren reser­

viert. Abgewicke lt werden die Forschungsvorhabe n von der Kommunalkredit in Kooperation 

mit dem Forschungsfärderungsfonds für die gewerb liche Wirtschaft (FFF). Die bereitgestellten 

Förderungsgelder für die Forschung so llen bei der Entwicklung kostenop timaler Problemlösungen 

helfen. 

1999 wurde vom Umweltminister die Förderung von 15 Projekten der Forschungsförderung 

in der Siedlungswasserwirtschaft mit einem Förderbarwert von ATS 14,5 Mio. und einem umwelt­

relevanten Investitionsvolumen von ATS 41,8 Mio. genehmigt . Der durchschn ittl iche Fördersatz lag 

1999 bei 34,8 %. Die Verteilung der genehmigten Förderungsmittel nach Bundesländern zeigt 

Tabelle 13. 

Tab. 13 Forschungsförderung : Geförderte Projekte 1999 in ATS 

Umweltrelevantes 
Bundes land Anzah l Investitionsvolumen Förderbarwert 

Burgenla nd 0 0 0 

Kärnten 4. 100.000 750.000 

Niederösterreich 2 1.764.000 700.000 

o be rösterre ich 2 6.815.000 1.400.000 

Salzb urg 0 0 0 

Steiermark 4 10.987 .000 2.360.000 

Tirol 0 0 0 

Vorarlbe rg 0 0 0 

Wi en 6 18.117.000 9.330.000 

Sum me 15 41 .783 .000 14:540.000 

Erste Förderungsans uchen für Forschungsvorhabenin der Siedlungswasserwirtschaft 

wurden 1995 vom Umweltminis ter genehmigt. Im Zeirraum 1995 bis 1999 wurden insgesamt 

Förderungen für 100 Projekte mit einem Förderbarwert in Höhe von ATS 86,5 Mio. und einem 

umweltrelevanten Investitionsvolumen von ATS 427,5 Mio. von der Kommission befürwortet und 

vom Umweltminister genehmigt. Der durchschnittliche Fördersatz lag bei 20,2 %. Die Verteilung 

der genehmigten Förderungsmittel über den Zeitraum 1995 bis 1999 nach Bu ndes ländern zeigt 

Tabelle 14. 
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Tab. 14 Forschungsförderung: Geförderte Projekte 1995 bis 1999 in ATS 

(bereinigt um Stornierungen und Kostenänderungen) 

Bundesland 

Burgenland 

Kärn ten 

Niederösterreich 

Oberö sterre ich 

Sa lzburg 

Ste ie rmark 

Tirol 

Vorarlberg 

Wien 

Summe 

7 

11 

19 

3 

18 

4 

4 

33 

100 

Umweltrelevantes 
Investitionsvolumen 

3.590 .000 

44.960.000 

24.500.000 

96.939.000 

27 .098.000 

45 .832.000 

10.425.000 

10.070.000 

164.104.000 

427.518.000 

Siedlungswasserwirtschaft allgemein 

Förderbarwert 

590.000 

8.630.000 

5. 795 .000 

15.550.000 

3.360.000 

10.230.000 

1.990.000 

2.010.000 

38.366.000 

86.521 .000 

Fü r Förderungen von Maßnahmen in der Siedlungswasserwirtschaft stand 1999 der im 

Rahmen des Finanzausgleichsgesetzes fixierte ormalrahmen von ATS 3,9 Mrd. zur Verfügung. 

Dabei wurde wie bereits erstmals 1997 ein Vorgriff auf den Zusagerahmen 2000 in Höhe von 25 % 

(ATS 975 Mio.) getätigt. Weiters wurde auf Grund der großen Anzahl an offenen Förderungsfällen 

ein Förderungsvolumen von ATS 1 Mrd. bereits in der 22. Kommissionssitzung am 24. November 

1999 der Kommission in Angelegenheiten der Siedlungswasserwirtschaft zur Entscheidung vorge­

legt. Die Genehmigung der Förderung für diese Projekte konnte jedoch auf Grund des bereits voll 

ausgeschöpften Zus'age rahmens erst zu Beginn des jahres 2000 erfolgen. 

In den letzten sieben Jah ren wurde mit effizient eingesetzten Förderungsmitteln eine Vielzahl 

von Siedlungswasserwirtschaftsprojekten realisiert. So wurde in dieser Zeit für di e Trinkwasser­

sicherung und Reinhaltung der öster reichi schen Gewässer ein Volumen von ATS 94,6 Mrd. inves­

tiert. Die Investitionskostenabschätzu ng der Länder zeigt jedoch auch in den kommenden Jahren auf 

Grund der Vorgaben der EU-Richtlinie für kommunales Abwasser und auf Grund der Vorgaben des 

österreichischen Wasserrechts einen noch zu realisierenden Investitionsbed arf von ca. ATS 175 Mrd. 

für den Zeitraum 2000 bis 2012 . Eine große Herausforderung für alle Beteiligten - insbesondere 

hinsichtlich der zur Realisierung notwendigen Bereitstellung der erforderlichen Förderungsmittel. 

Vorschläge zur Kosteneinsparung in der Siedlungswasserwirtschaft nehmen vor diesem 

Hintergrund weiterhin eine bedeutende Stellung ein. Die Kommunalkredit wurde daher von der 

Kommission gebeten, ei nen Bericht über bereits einge leitete bzw. über zukünftig mögliche 

Maßnahmen zur Kostendämpfung im Bereich der SWW zu erstellen. Folgende Überlegungen fassen 

einige Punkte des derzeitigen Diskussionsstandes zusammen. 
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Möglichkeiten der Kostendämpfung 

Ideen wettbewerb: 

Zahlreiche Gestaltungsmöglichkeiten lassen auch im Siedlungswasserbau bei sehr umfangreichen 

und komple xe n Bauwerken einen Vergleich verschiedenster Entwurfsmöglichkeiten sinnvoll 

erscheinen. Ausgehend vo n der Zusammenstellung der Grundlagen und Ausschreibungsunter­

lagen über die Vorprüfung bis zur Beurteilung muss ein Ideenwettbewerb fair, nachvo llziehbar 

und transparent sein. Dazu bedarf es einer qualifizierten , heterogen zusammengesetzten Jury 

sowie einer ständigen Einbindung der fachlich am Wettbewerb Beteiligten. 

Va riantenunter suchung: 

Gemäß UFG sind für ein Projekt sowohl räumlich (hydro logisches Einzugsgebiet) als auch für 

die Sys tem wahl Variantenuntersuchungen durchzuführen. Wesentlich ist, dass für die zu verglei­

chenden Planungsvarianten objektive Kostengrundlagen vorliegen. 

Bei komplexeren Maßnahmen leisten Kostenvergleichsrechnungen unter Einbeziehung des 

Faktors der Prognosewahrscheinlichkeit einen wesentlichen Beitrag, um die finanziellen Folgen 

und Unsicherheiten des jeweiligen Projektes darzustellen. 

Die bisherigen Erfahrungen im Zuge der Umsetzung des UFG zeigen, dass ökologische und 

ökono mische Überlegungen einander nicht diametral gegenüberstehen, sondern bei einer ernst­

haften Betrachtung jeweils sinnvoll optimierte Lösungen ergeben. 

Neue Planu ngskonzep t e: 

Die Detailanalysen von ausgewählten Projekten zeigen, dass die Kosten von Kanalprojekten 

wesentlich durch die P lanungsvorgaben, beispielsweise durch die Wahl de r Trassenführun g sowie 

durch die Schachtabstände, bestimmt werden. Die Optimierung von Planungskonzepten erfor­

dert ei ne hohe Qualifikation und Erfahrung von den Planern sowie Sachverstand, Beweglichkeit 

und Mut bei den Behördenvertretern. Planungsalternativen sollen neue, erfolgversprechende und 

kostensparende Techniken, z. B. verfahrens- und bautechnische Neuentwicklungen aus Wissen­

schaft, Forschung und Industrie berücksichtigen. So sollte auch das Know-how von ausfüh­

renden Firmen genu tzt werden, indem sinnvolle Projektte ile bzw. ganze Projek te auf Basis eine r 

funktionalen Ausschreibung vergeben werden. 

Beim Bemühen mancher Planer und Bauherren, einen möglichst "hohen Standard" zu verwirk­

lichen, wird oft überseh en, dass ein Zuviel an A utomatisierung, Messtechnik und High-Tech­

Überwachung nicht nur die Investitionskosten in die Höhe t reibt, sondern auch zu unwirtschaft­

lichen Betriebsaufwendungen führen kann. 

Planun gs leistung: 

Von Seiten der Bauherren wird zunehmend danach getrachtet, schon d ie Planungskosten eines 

Projektes möglichst gering zu halten. Da jedoch gerade im Planungsstadium der größ te Einfluss 

auf die Projektkoste nen twicklung besteht, ist davon abz ura ten. Im Bewusstsein u m die Bedeu­

tung einer guten Planung geht es vielmehr darum, möglichst viel Know-how vom Planer "zuzu­

kaufen" . Dabei muss neben der technischen auch die wirtschaftliche Kompetenz des Planers 

bewertet werden. Generell sollte man in der Auswahl des Planers weg vom Bi ll igs tb ie ter- hin 

zum Bestbieterprinzip und zu einem baukostenunabhängigen Honorar kommen. 
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Grafik 1 Einflussmöglichkeiten auf die Kosten in den jeweiligen Projektphasen 
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Know-how privater Unternehmen : 

Die Einbeziehung Dritter bei der Realisierung kommunaler Aufgaben im Rahmen von Public­

Private-Partnerships ist sinnvoll, wenn dadurch z. B. die Gesamtkosten gesenkt werden. Für 

objektive Entscheidungen sind auch hi er sorgfältige Effizienz- und Kostenvergleiche notwendig, 

die eine gesamtheitliche Optimierung der Projektphasen Planung, Errichtung und Betrieb 

umfassen. 

Vergabe: 

Um im Rahmen der geltenden Vergabevorschriften Kostenvorteile erzielen zu können, ist eine 

rechtzeitige, ausreichend la~ge und gute Planung die erste Voraussetzung. Eine rechtzeitige und 

sorgfältige Ausschreibung, die möglichst keine Massenreserven enthält (somit diesbezügliche 

Spekulationen aussch ließt) und die in sinnvolle Lose eingeteilt ist, ist ebenfalls wesentlich. Auch 

können unter Bedachtnahme auf konjunkturelle und ~aisonale Entwicklungen oft große Kosten­

c::insparungen erreicht werden. 

Bauabla uf: 

Für einen wirtschaftlichen Bauablauf ist die Qualität der Leistung von Baufirma und Bauleitung 

wesentlich. Weiters sollte eine ausreichend lange und gute Planungsphase zu einer Konzentration 

des Baugeschehens und zu kurzen, übersichtlichen Bauabschnitten (max. drei Jahre) mit rasch 

anschließender Abrechnung führen. Erfahrungsgemäß ziehen Bauverzögerungen oder länger 

dauernde Bauabschnitte wesentlich höhere Kosten nach sich. 

Projektcontrolling: 

Kostenoptimale und wirtschaftliche Projekte im Abwasserbereich erfordern vielfach ein umfas­

sendes Projektcontrolling (= Planen und Steuern). Unter effizientem Projektcontrolling sind im 

Umweltbereich integrierte Leistungen von klassischem Projektmanagement (Proj ektorganisa­

tion, Terminsteuerung, Kostenkontrolle, Vertrags management) und technisch-wirtschaftlichem 

Controlling (TWC) zu verstehen. Die Leistungen des TWC sollten bereits während der Gi'und­

lagenermittlung und Planungsphase einsetzen und bis zur endgültigen Inbetriebnahme den 
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Auftragge ber in der Au sübung seiner Bauherrnfunktion unterstützen. Erst dadurch kann in 

vielen Fällen eine reibungsarme sowie termin- und budgetgerechte Projektabwicklung erreicht 

werden. Der für das Projektcontrolling erforderliche Zusatzaufwand wird erfahrungsgemäß 

durch die dadurch erziel baren Erfolge mehrfach eingespart . 

- Optimierung der Finanzierung: 

Zahlun gsorien ti erte Betrachtungen (Zeitpunkt und Höhe der Ein- und Auszahlungen) machen 

im Gegensatz zur rein ausgabenorientierten Kostenvergleichsrechnung den projektbezo genen 

Liquiditätsverlauf und Finanzierungsbedarf kenntlich. Somit kann ei ne zahlungsorientierte 

Betrachtung durch die zeitliche Planung des Bauablaufes kostendämpfend wirken und zur 

Ermittlung de r günstigs ten Finanzierungsform die nen. Wie international üb lich, sind Fremd­

finanzierungen im Wettbewerb zu :rergeben. Ob Kredite fix oder variabel aufgenommen werden 

sollen, · ist dabei auch von der Risikostreuun g zur Absicherung gegenüber Zinsänderungen 

ab hän gig. 

- Betriebsmanagementsysteme: 

Durch den Einsatz von Betriebsmanagementsystemen können Betriebskosten auf ein wirtschaft­

li ches Maß reduziert werden. Wichti g ist dabei, alle wesentlichen "Stellschrauben" der Betriebs­

einrichtun g (Leis tungsdaten, Ressourcenbedarf, Kosten, Auslastung etc.) zu erfas sen und zu 

kontrollieren, um die Betriebskosten tran sparent und steuerbar zu machen. Weiters können 

durch eine derart ges teuerte Wartung und zielgerichtete Instandhaltung geringere Reinvestitions­

kosten erwarte t werden. Es sollte in Zukunft auch verstärkt auf di e E inh eitlichkeit solcher 

Betriebsmanagementsysteme geach tet werden, dam it man in weiterer Folge Benchmarks identifi ­

zieren und durch kons truktives Vergleichen vom anderen lernen kann. 

Baukostenentwicklung 

Eine im Mai 1999 veröffentlichte Studie des Austrian Research Centers zur "Analyse kosten­

bestimmender Fa ktoren bei geförderten Projekten der Abwasserentsorgung" bestätigt die in den 

letzten Jahren festgestell te Entwicklung der rückläufigen Kosten in der Siedlungswasserwirtschaft. 

Di e durchschnittlichen Kosten für den Bau von Schmutzwasserkanälen sind von 1993 bis 1997 um 

mehr als ein Drittel gesunken und lagen 1997 um 34,4 % unter dem Niveau von 1993 . 

Die Ursache für den Rückgang der Durchschnittskosten liegen in ers ter Linie in einer effi­

zienteren Projektumsetzung, in den auf Grund der scharfen Konkurrenz rü ckläufi gen Preisen sowie 

in der zunehmenden Bautätigkeit im ländlichen Raum. 

Bei den Kosten pro Laufmeter Kanal ist eme Reduktion der Bandbreite zwischen den 

einzelnen Bundesländern zu beobachten. 

So ist di e 1993 bestehende Kostendifferenz zwischen dem Bundesland mit den niedri gs ten 

Baukosten (Burgenland) und dem Bundesland mit den höchsten Baukosten (Oberösterreich) von 

rund 75 % , im ] a:J1f 1997 auf rund 39 % Kostendifferenz zwischen dem · Land mit den günstigs ten 

(Steiermark) und dem mit den höchsten Baukosten (Salzb urg) zurückgegangen. Die Ursache für die 
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nach wie vor bes tehenden Kos tenunterschiede zwischen den einzelnen Bundesländern liegt in den 

teilweise unterschied li chen Rahmenbedingungen (Topographie, Tourismusgebiete) sowie den 

zwischen den einzelnen Bundes ländern vorhandenen unterschiedlichen tech ni schen und planungs­

mäßi gen Standards. 

Einmalige Verschiebung des Betrachtungszeitraumes 

Im Arbeitskreis Bund - Länder wurde 1999 unter dem Vorsitz der Kommunalkredit em 

gesonderter Ausschuss zur Klärung der Vorgangsweise für den Fall von Überschreitungen des 

Betrachtungszeitraums' eingerichtet. Ziel des Ausschusses war es, 

• unter Bedach tnahme auf di e Förderungsgrund ätze im Bereich der Siedlungswasserwirt­

schaft, und vor all em unter Berücksichtigung der beiden Hauptziele 

• "Zumutbare Belastung für di e Bürger" und 

• "Gleichbehandlung aller Förderungsnehmer" (d . h., dass Gemeinden aus der verzögerten 

Durchführung von Projekten keinen zusätzlichen Nutzen ziehen so llen) 

eine Lösung der Frage von Übertretungen des Betrachtungszeitraumes und dem bisher damit ver­

bundenen Verlust der Spitzenförderung zu finden. 

Insgesamt wurden vom Ausschuss zwei Sitzungen abgehalten. Als Ergebnis schlägt der 

Ausschuss vor, dass den Gemeinden - bei Aufrechterhaltung der Spitzenförderung - eine einmalige 

Vlilrschiebung des Betrachtungszeitraumes erlaubt werden sollte. Dieser Vorschlag wurde auch durch 

den Arbeitskreis Bund - Länder befürwortet. Seit 22 . Juni 1999 is t die einm alige Verschiebung des 

Betrachtungszei traumes möglich. Eine Änderung der Förderungsrichtlinien war nicht erfo rderlich. 

Pilotprogramm Public-Private-Partnership 

Im Frühjahr 1997 wurd e die Kommunalkredit vom Umweltminis terium beauftragt, geeignete 

Pilotprojekte im Bereich der Siedlungswasserwirtschaft, di e in Form ein es Public-Private-Part­

nership durchgeführt werden können, auszuwählen. Bereits im Oktober 1997 konnte ein erstes 

Pilotproj ekt mit der ni ederösterrei chischen Gemeinde E rnsthofen in Form eines Kooperationsmo­

dells verwirklicht werden. 1998 und 1999 wurden zwei weitere Projektträger in der Entscheidungs­

aufberei tung durch die Kommunalkredit beraten und die Umsetzung entsprechender Projekte in 

Angriff genommen. In der Kärntner Gemeinde Ruden wurde die gesamte Abwasserentsorgung in 

Der Betrachtungszeitraum ist ein wichtiger Parameter bei der Berechnung des Förderungsausmaßes gemäß § 8 (1) der 
Förderungsrichtlin ien Siedlungswasserwirtschaft . Die in die Berechnung des Fördersatzes ein fli eßenden Gesamtkosten 
müssen innerha lb eines 8etrachtungszeitraumes von 25 vollen Jahren liegen, wobei die Kosten mindestens zehn Jahre 
vor dem ersten Ansuchen nach dem Umweltförderungsgesetz einzubezie hen sind (sie he auch § 2 (13) der Förderungs­
richtlin ien Siedl ungswasserwirtschaft). 
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Form eID es Errichtun gs- und Betriebsführungsmodells ausgeschrieben. Die Vergabe der Leistung 

erfol gte im September 1999. Derzeit erfolgen die Detailprojektierungen für die behördlichen Geneh­

migungsverfahren, im Sommer 2000 soll mit den Baumaßnahmen begonnen werden. Der Salzburger 

Reinhaltungsverband Zellerbecken hat 1999 die Erweiterung der Kläranlage und ihre Anpassung an 

den Stand der Technik in Form eines Betreibermodells EU-weit veröffentlicht und ausgeschrieben. 

Das Vergabeverfahren befindet sich kurz vor Abschluss. 

Pauschalförderungsmodell für Kleinanlagen 

Zu Jahresbeginn 1999 trat eIDe Novelle der Förderungsrichtlinien in Kraft, wodurch 77 

Projekte nach einem vereinfachten Pauschalförderungsmodell für Kleinanlagen abgewickelt werden 

konnten (76 Kleinanlagen der Abwasserentsorgung mit einem Förderbarwert von ATS 3,2 Mio. und 

einem umweltrelevanten Investitionsvolumen von ATS 12,6 Mio. sowie eine Kleinanlage zur Wasser­

versorgung mit einem Förderbarwert von ATS 148.437,- und einem umweltrelevanten Investitions­

volumen von ATS 650.000,-). 

Neue Förderungsaktion Abwasserrecycling im Gartenbau 

Im Rahmen der 22. Sitzung der Kommission am 24. November 1999 in Angelegenheiten der 

Siedlungswasserwirtschaft wurde di e Förderungsaktion "Abwasserrecycling im Gartenbau" beschlossen. 

Zielgruppe der Förderung sind Gartenbaubetriebe, die bestehende Kulturen auf Bewässe­

rungssysteme mit geschlossenem Wasserkreislauf umstellen. Gefördert werden geschlossene Bewäs­

serun gssysteme mit vollständiger Trennung vom anstehenden Boden und Grundwasser, die u. a. 

folgende Elemente enthalten können: Vorlagebehälter, Leitungen und Pumpen, Tische, Abdichtungs­

folien oder ähnliche Systeme zur Pflanzenhaltung mit Trennung vom anstehenden Boden und 

Grundwasser; Ebbe-Flut-System, Fließmattensysteme, Containerstellflächen mit geschlossenem 

Wasserkreislauf zur Pflanzenbewässerung; Mess-, Steuer- und Regelungsanlage; Kulturtechnisch 

notwendige Heizungsrohre im Wurzelbereich (bei Verwendung von Tischsystemen im Glashaus); 

Anlagenfundamentierung und Bodenaufbau. 

Die Förderungshöhe beträgt 35 % für Klein- und Mittelbetriebe bzw. 30 % für Großbetriebe. 

Forschungswettbewerb "Anpassung an den Stand der Technik" 

In Zusammenarbeit mit dem Forschungsförderungsfonds für die gewerbliche Wirtschaft, der 

Kommunalkredit und dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser­

wirtschaft wurde der bis Mitte 1999 verlängerte Wettbewerb zum Thema Anpassung an den Stand 

der Technik (Phosphat- und Nitratreduktion bei bestehenden Kläranlagen) abgeschlossen; die 

Ergebnisse wurden Anfang 2000 präsentiert ' und prämiert. Ziele der Forschungsförderung sind 

generell vor allem der anwendungsorientierte Bereich (Abwasserreinigung, Kanalsanierung, Prozess­

steuerung, Aufbereitung von und Versorgung mit Trinkwasser) sowie der Einsatz wassersparender 

Technologien. 
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UMWELTFÖRDERUNG IM INLAND 

1999 wurde vom Umweltminister die Förderung von 604 Projekten der Umweltförderung im 

Inland (UFI) mit einem Förderbarwert von ATS 600,4 Mio. und einem umweltrelevanten Investi­

tionsvolumen von ATS 3,4 Mrd. genehmigt. Die 68 . Sitzung der Kommission in Angelegenheiten der 

Umweltförderungen im In- und Ausland wurde im Dezember vertag t und im Jänner abgeschlossen. 

Die in dieser Sitzung befürworteten und vom Umweltminister genehmigten Förderungsfälle mit 

einem Förderbarwert von ATS 183,3 Mio. werden dem Zusicherungsrahmen für das Jahr 1999 zuge­

rechnet. Der durchschnittliche Fördersatz über alle Anlagenarten lag 1999 bei 18,9 % . Die Vertei­

lung der genehmi gten Förderungsmittel nach Bundesländern zeigt nachfolgende Tabelle 15. 

Tab . 15 UFI: Geförderte Projekte 1999 nach Bundesländern in ATS 

Umweltrelevantes 
Bundesland Anzahl Investitionsvolumen Förderbarwert 

Burgenland 15 111 .377.134 33 .898.758 

Kärnten 63 67 .553 .517 14.931 .932 

Niederösterreich 119 993 .215 .504 150.459.079 

Oberösterreich 110 451 .618.307 107.752.761 

Salzburg 47 88 .1 20.258 20.931 .875 

Steiermark 104 1.223.266.826 185.284.819 

Tirol 66 192.887 .788 45.593.387 

Vorarlberg 67 212.068.895 38.920.257 

Wien 13 11 .885 .160 2.634.063 

Summe 604 3.351 .993 .388 600.406.931 

Im Zeitraum 1993 bis 1999 wurden insgesamt 2.713 Projekte mit einer Förderung in Höhe 

von ATS 2,8 Mrd. und einem umweltrelevanten Investitionsvolumen von ATS 13,0 Mrd. von der 

Kommission befürwortet und vom Umweltminister genehmigt. Der durchschnittliche Fördersatz 

über alle Anlagenarten lag bei 21,7 % . Die Verteilung der genehmigten Förderungsmittel über den 

Zeitraum 1993 bis 1999 nach Bundesländern ze igt Tabelle 16. 

Tab. 16 UFI: Geförderte Projekte 1993 bis 1999 nach Bundesländern in ATS 

(bereinigt um Stornierungen und Kostenänderungen) 

Umweltrelevantes 
Bundesland Anzahl Investitionsvolumen Förderbarwert 

Burgenland 82 526.242 .454 181.583.914 

Kärnten 306 565.368.406 149.234.462 

Niederösterreich 425 2 . 162 . ~59 . 535 431.161 .533 

Oberösterreich 507 3.636 .252 .7 57 692 .5 17.465 

Salzburg 269 873.298.949 230.345.716 

Steiermark 413 3.007.756.173 565.405.647 

Tirol 399 995 .572 .951 254.513.339 

Vorarlberg 173 550.152.371 126 .785 .084 

Wien 139 718.680.072 193.096.283 

Summe 2.713 13.035.783.667 2.824.643.442 
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Umweltförderung Im Inland allgemein 

Auch 1999 hat das Umweltministerium seIne Förderungspolitik unter den Schwerpunkt 

Klimaschutz gestellt. Mit einem Förderbarwert vo n ATS 509,0 Mio. und einem umweltrelevanten 

Investitionsvolumen von ATS 3,0 Mrd. kamen rund 85 % der Förderungsmittel und 93 % der 

umweltrelevanten Investitionen des Jahres 1999 klimarelevanten Maßnahmen zugute (siehe Tab. 17). 

Die Umsetzung dieser Projekte ermöglichte eine jährliche Reduktion von 396.000 t COz- Äquivalent 

und erbrachte damit einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung des Kyoto-Zieles (ve rbindliche 

Emiss ionsbegrenzungen und -reduktionen von treibhauswi rksamen Gasen) . 

Tab. 17 UFI: Geförderte Projekte 1999 nach Klimarelevanz in ATS 

Aktion Anzahl 

Klimarelevante Förderungen 

Biomassefeuerungsanlagen 149 

Betriebliche Energiesparmaßnahmen 19 

Kleinwasserkraftwerke 35 

Biomasse - Nahwärme 10 

Fernwärmeanschlüsse 57 

Geothermienutzung 2 

Solaranlagen 123 

Thermische Gebäudesanierung 30 

Windkraftanlagen 28 

Kraft-Wärme-Kopplungen 10 

Klimarelevante Luftreinhaltemaßnahmen 5 

Sonstige klimarelevante Projekte 13 

Summe 481 

Sonstige Förderungen 

Abfallmaßnahmen 

HKW-Aktion 

B iomasse-San ieru ng 

Lackieran lagenaktion 

Luftre inha Itemaßnahmen 

Öko-Audit-Aktion 

Lärmschutz 

Summe 

2 

40 

7 

17 

55 

123 

Gesamtreduktion von 396.000 t/a (02-Äquivalent 

20 

Umweltrelevantes 
Investitionsvolumen 

239.165.598 

79 .663 .906 

229.490 .221 

324.381.077 

19.854.590 

111 .247 .894 

41.189.496 

68 .945 .160 

652 .808.585 

317 .242 .755 

847 .758.468 

19 .346.045 

2.951 .093 .795 

8 .700.000 

12 .447.761 

37.050.910 

23.773 .590 

265 .160 .247 

50.871 .085 

2.896.000 

400.899.593 

Förderbarwert 

64.921.620 

13 .838.407 

57 .474.718 

50 .376.550 

5.799 .755 

27.541.728 

12.396.138 

16 .487 .215 

74 .577.106 

66 .223 .972 

114.536.529 

4 .806 .676 

508.980.414 

1.740 .000 

3.620 .339 

7.451.746 

5.098.698 

59.286.216 

13 .795 .118 

434.400 

91.426.517 
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Die Rahmenbedingungen und der einzuhaltende Zeitplan für alle Umsetzungsschritte zur 

Erreichung des Kyoto-Zieles wurden bei der im ovember 1998 abgehaltenen Buenos-Aires-Klima­

konferenz festgelegt. Österreich verpflichtete sich in der "Lastenaufteilung innerhalb der EU" zu 

einer Reduktion von sechs definierten Treibhausemissionen um 13 % bis zum Zeitraum 2008 bis 

2012. Um dieses Redukti onsziel erreichen zu können, sind u. a. Maßnahmen zur effiz ienteren Ener­

gien utzung notwendig. Die Umweltförderung des Bundes soll wesentlich zur Umsetzung derartiger 

Maßnahmen beitrage n. Darüber hinaus wurde die Kommunalkredit 1998 mit der Moderation einer 

Kyoto-Optionen-Anal yse beauftragt. Ziel di eses Projektes war die Erarbeitung einer vo n breiter 

Basis getragenen Einschätzung von Maßnahmen hinsichtlich Potenz ial, Kosten und Zu tändigkeiten 

für die Implementierung dieser Maßnahmen. Der Endbericht der Kommunalkredit wurde Ende 1999 

vorgelegt. 

Kyoto-OptionenberichtS 

Österreich hat sich mit der Kyoto -Vereinbarung und dem folgenden "B urden Sharin g" inn er­

halb der Europäischen Union dazu ve rpflichtet, die Emissionen der sech Kyoto-Treibhausgase 

(Kohlendioxid CO2, Methan CH4 , Lachgas 20, teilfluorierte Kohlenwasse rstoffe H-FKW, per­

fluorierte Koh lenwasserstoffe FKW, Schwefelhexafluorid SF6) von etwas über 75 Mio. t COr Äqui ­

valent im Basisjahr 1990 um 13 % auf knapp 66 Mio. t C02-Äquivalent bis zur Kyoto-Zielperi ode 

2008 bis 2012 zu vermindern. 

Ohne zusätz liche Maßnahmen würden die Emissionen nach Experteneinschätzung bis zur 

Zielperiode in Österreich auf 82 Mio . t COr Äquivalent p. a. ansteigen, also um 16 Mi o. t p. a. über 

dem Zie lwert von 66 Mio. t CO2-Äquivalent liegen. Der ansteigende Trend der Emissionen ist vor 

allem im Verkehrsbereich (plus 4 Mio. t CO/ a bis zur Kyo to-Zielperiode) und im Kl einverbrauch 

(plus 2 Mio. t C0 2/ a bis zur K yoto-Zielperiod e) gegeben. 

In der Optionen-Analyse werden Maßnahmenprogramme für die Bereiche Raumwärmel 

Kleinverbrauch , Abfall wirtschaft/ Methanwirtschaft, Verkehr, Energiebereitstell ung Elek trizi tät, 

Energiebereitstellung Fernwärme, Industrie, Landwirtschaft und 3 sonstige Kyoto-Treibhausgase . 

beschrieben, und zwar in insgesamt 57 Einzelmaßnahmen. Für den Fall einer optimierten U mse t­

zung aller beschriebenen Maßnahmenprogramme ist die Minderung der Gesamtemissi onen auf den 

Kyoto-Zielwert von 66 M io. t COr Äquiva lent pro Jahr möglich. 

Folgende Maßnahmenprogramme werden bewertet: 

• Raumwärme: Thermische Gebäud esanierung und Energieeffizienzanhebung 

• Erneuerbare Energieträger 

• Optimierte Umsetzung der Deponie.verordnung 

• Mobilitätsmanagement I Verkehr 

• Technologieentwicklungen Industrie 

• achhaltige Landwirtschaft und Viehzucht 

• ,,3 sonstige Kyoto-Treibhausgase" 

Der ausführliche Bericht mit umfassenden Anhangstellen zur Bewertung der einzelnen Maßnahmen befindet sich 
auf der Homepage des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft. Umwelt und Wasserwirtschaft unter 
www.bm lf.gv.at sowie auf der Homepage der Kommunalkred it unter www.kommuna lkredi t .at /pub likationen. 
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D ie nac hfo lgend e Übersicht gibt einen Überblick über die vorgeschlagenen Maßnahmenpro­

gramm e, di e möglichen Emissionsminderungen, die erforderlichen Investitionsvolumina und 

Anreizfinanzierungen sowie Einschätzungen zu den Beschäftigungseffekten. 

Übersicht 1: Übersicht zu den Maßnahmenprogrammen. CO2-Minderungen. Investitionsvolumina. Anreiz­
finanzierungen und Beschäftigungseffekten in den betroffenen Maßnahmenbereichen 
(n . q. = nicht quantifiziert) 

Maßnahmenprogramme Minderung in Jährliche Anreizfinanzie- Davon Beschäftigungs- Betroffener 

(°2- Investitions- rungen zusätz- effekt in Maßnahmen-
Äquivalent volumina über gesamt über licher zusätzlichen bereich 
jährliche 10 Jahre bis 10 Jahre bis Mittelbedarf Beschäftigten 

Emissionen 2010 in Mrd. 2010 in Mrd. p. a. über 10 Jahre 
ATS p. a. ATS p. a. 

1. Thermische 
Gebäudesanierung 1.7 5.8 1.5 O' 9.000 Raumwä rme 

2. Energieeffiz ienzste igerungen 
be i Raumwärmeversorgung 
(Wirkungsgrad. Fernwärme. 1.5 1,5 0.2 0 ' n. q . Raumwärme 
industr ielle 
Abwärmenutzung) 

3. Erneuerbare Energie 3.5 6.8 - 9.0 1,6 - 2.5 ' 1.15-2.05 ' 5.000 bis Energie-
17.700 ' bereitstellung. 

Indu st r ie 
und 

Raumwärme 
4. Opt imierte Umsetzung 

der Deponieverordnung 2.3 1,4 0.12 0.12 n. q. A bfallwirtschaft 

5. Maßnahmenprogramm 
Verkehr 3.8 n. q . n. q . 0 " n. q. Verkehr 

6. Technologieentwicklungen 
in der Industrie 1.0 1,0 0.25 0.25 n. q. Indust rie 

7. Nachhalt ige Landwirtschaft 0.5 n. q. n. q . 0 " n. q . Landwirtschaft 

8. H-FKW. PFKW. SF6 0,4 n. q. n . q. 0 " n. q. 3 sonstige 
Kyoto-

Trei bhausgase 

9. Sonstige Programme 1.3 n. q. n . q . 0 " n. q . Industrie. 
Kleinverbrauch 

Summe 16.0 16.5 - 18.7 3.67 - 4,57 " 1,52 - 2,42 " 14.000 bis 

10 

11 

26.700 

Durch Umschichtungen finanzierbar (Vergleiche : Jährliches Volumen der Wohnbauförderungsmittel ist österreichweit in Summe 
ATS 24 Mrd.). 
Diese notwendige Anreizfinanzierung kann über Investitionszuschüsse und/oder Einspeiseregelungen bei Abgabe in das Strom­
netz erfolgen (EIWOG). Verord nungen der Bund esländer zu den M in destei nspeisetarifen w urd en berei ts in Kraft gesetzt. ßei 
einer höheren ( O,tEnergiebesteuerung würde sich der Anreizfinanzierungsbedarf vermindern . 
Derzeit werden erneuerbare Ene rgieträger aus Bundesmitteln (Umweltförderung. Landwirtschaftsförderung/Sparte 69 BMLF 
sowie Bundesanteile von EU-Förderungen) im Ausmaß von ca. ATS 450 Mio. p. a. gefördert . 
Ein Programm Erneue rbare Ene rgieträger wird nach allen vorliegenden Experteneinschätzungen als vo lkswi rtschaft lich posit iv 
bewertet. Die Bewertung der Beschäftig ungseffekte schwankt se hr sta rk und beginnt bei einem Nettoeffekt von 5.000 Beschä f ­
t igten mit dem Ansatz, dass die Anreizfinanzierungen durch Minderung anderer Budgetausgaben finanziert werden müssen, und 
geht bis 17.700 inklusive sekundärer positiver Beschäftigungseffekte und positiven Auswirkungen durch die initiierten zusätz­
l ichen Steuereinnahmen. 
Es wird empfohlen. etwa ige Anreizfinanzieru ngen für diese Prog ram me durch Umsch ichtungen bestehender Prog ramme (Land­
wirtschaftsförderung u. a. m.) und durch ordnungspolitische Maßnahmen (H-FKW. PFKW) umzusetzen . Im Verkehrsbe re ich ist ein 
Investitionsbedarf (öffentlicher Verkehr) gegeben. der aber nicht nur dem Klimaschutz zuzuord nen ist. 
Dem stehen vermiedene Schadenskosten gegenüber. welche nach einem moderat en Ansatz von ATS 350/t (02 für 16 M io. t ( 0 2 

mit ATS 5.6 Mrd. zu bewerten sind . 
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Ökoenergiefonds 

Im Rahmen der Umweltförderung im Inland kooperiert die Kommunalkredit auch mit dem 

Ökoenergiefonds. 1999 stand aus den Mitteln des Ökoenergiefonds ein Förderungsbetrag von ATS 

150 Mio. zur Verfügung. 

Die Kooperation besteht im Wesentlichen aus einer koordinierten Abwicklung der Förde­

rungen in diesem Bereich und umfasst alle Förderungsansuchen in den Bereichen Biomasse und 

Biogas mit einem Einzelprojektsvolumen von mehr als ATS 3 Mio. Sie ermöglicht einerseits den 

Betreibern von überwiegend landwirtschaftlichen Biomassenahversorgungsanlagen einen erleich­

terten Zugang zu den Förderungsmitteln der Bundesumweltförderung sowie andererseits Betreibern 

gewerblicher Biomasseanlagen zu Kofinanzierungen (durch das jeweilige Bundesland). Durch die 

Kooperation wird ein gesamtösterreichischer Überblick über diesen Bereich ermöglicht. 

Förderungsschwerpunkte und -aktionen 

Die Vorgangsweise, Förderungen für klar definierte Sektoren in Form emes "Call for 

Projects" zu vergeben, wurde weiter verbessert, womit sowohl die Qualität der Projekte als auch die 

Förderungseffizienz gesteigert werden konnten. 1999 wurden auf diese Weise Förderungen in den 

Bereichen Thermische Gebäudesanierung, Biomasse-Kleinfeuerungsanlagen und Windenergie 

vergeben. Die erfolgreiche Öko-Audit-Aktion ist mit Jahresende aus-, eine neue Förderungsaktion 

für Feuerlöschanlagen ist 1999 angelaufen. 

Windkraftanlagen 

Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat im 

Jahr 1999 im Rahmen von zwei Ausschreibungen mehr als ATS 60 Mio. zur Förderung von Wind­

kraftanlagen vergeben. Ziel der Ausschreibungen war es, die Umsetzung jener Projekte zu fördern, 

die mit möglichst geringem Einsatz von Förderungsmitteln der Umweltförderung im Inland einen 

möglichst hohen Beitrag zur Reduktion der C02-Belastung leisten. Der Verlauf der beiden 

Ausschreibungen war gekennzeichnet von einer außerordentlich guten Zusammenarbeit zwischen 

Bund und Ländern. Insbesondere ermöglichten die im Sommer des Berichtsjahres in einigen Bundes­

ländern auf höherem Niveau neu festgelegten Einspeisetarife eine erfreuliche Ausdehnung der 

Förderungsvergabe auf eine breitere Anzahl von Projekten. 

Konnten im Zuge der ersten Ausschreibung Förderungen für sieben Projekte (Bau von 15 

Windrädern) genehmigt werden, erhöhte sich diese Zahl im Rahmen der zweiten Ausschreibung auf 

21 Projekte mit insgesamt 42 Windrädern. Der Förderungsmittelbedarf aus den Mitteln der Umwelt­

förderung im Inland sank auf Grund der erhöhten Einspeisetarife von 30 % auf 7 % der Investi­

tionskosten. Insgesamt betrug der zur Förderung von Windkraftanlagen genehmigte Förderbarwert 
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im Jahr 1999 ATS 74,6 Mio. (die Überschreitung des Ausschreibungsrahmens von in S~mme ATS 60 

Mio. wurde auf Grund von EU-Kofinanzierungen möglich) mit einem umweltrelevanten Investi­

tionsvolumen von ATS 652,8 Mio. Der durchschnittliche Förderungssatz lag bei 11,42 % . 

Die insgesamt 57 Windräder werden jährlich rund 90.000 MWh in das etz liefern - di es 

entspricht dem Energieverbrauch von über 30.000 Haushalten. Der dadurch jährlich gele istete 

Beitrag zur Reduktion der COrBelastung beträgt mehr als 72.000 t. 

Thermische Gebäudesanierung 

Das Umweltministerium hat auch 1999 wieder ATS 25 Mio. tür die Förderung von Wärme­

dämmmaßnahmen ausgeschrieben. Ziel dieser Ausschreibung war es, jene wärmetechnischen Sanie­

rungsmaßn~hmen an Gebäuden zu fördern, die mit geringste m Förderungsmitteleinsatz den höchs ­

ten Beitrag zur Reduktion von COrEmis ionen leisten . Zielgruppe waren Beherbergungsbetriebe, 

Heime, Privatkindergärten, Horte und Pri vatschulen. Im Zuge dies er Ausschreibung konnte die 

Sanierung von 30 Gebäuden aus Mitteln der Umweltförderung im Inland mit einem Förderbarwert 

von ATS 16,5 Mio. und einem umweltrelevanten Investitionsvolumen von ATS 68,9 Mio. gefördert 

werden. Die Sanierungen umfassen zu meist den Vollwärmeschutz des Gebäudes sowie die Dämmung 

der obersten Geschoßdecke. Je nach Zustand der Fenster wurden auch diese ge tauscht bzw. sa niert. 

Der Anreiz, in den Genuss der Förderungsmittel von bis zu 30 % der Investitionskosten zu 

kommen, motivierte viele Bauherrn, deutlich besser zu sanieren als ursprünglich geplant. Die durch 

die Förderungsmaßnahme ausgelöste jährliche Reduktion an COr Äguivalent beträgt 2.175 t. 

Biomasse-Kleinanlagen 

Starkes Echo fand die Ausschreibung für Biomasse-Kleinanlagen mit einem umweltrelevanten 

Investitionsvolumen unter ATS 500.000,-. ATS 10 Mio. Förderungsgelder waren zu vergeben. 

Die Projekte wurden in einem mehrstufigen Verfahren bewertet. Zunächst erfo lgte eine Tren­

nung in zwei Gruppen, abhängig von der Art der bisherigen Wärmever orgung (Gruppe A = Anteil 

fossiler Energieträger ~ 20 %; Gruppe B = Anteil erneuerbarer Energieträger> 80 %). Projekte der 

Gruppe B gelangten nur dann zur Förderung, wenn nach Förderung der Projekte aus Gruppe A 

noch Mittel zur Verfügung stehen. 

Von den eingereichten 161 Ans~chen wurden 108 Ansuchen zur Förderung vorgeschlagen, 49 

Ansuch~n kamen aus technischen/ ökologischen, formalen oder budgetären Gründen zur Ablehnung. 

Drei Ansuchen wurden als Einzelfälle behande lt, da sie das Investitionsvolumen von ATS 500 .000,­

überschritten, ein Ansuchen wurde zurückgezogen. Von den insgesamt vom Umweltministerium zur 

Verfügung gestellten Förderungsmitteln im Ausmaß von ATS 10 Mio. wurden rund 6 Mio. auf 

Projekte der Gruppe A und ca. ATS 4 Mio. auf Maßnahmen der Gruppe B vergeben. Die Umsetzung 

der geförderten Projekte bewirkt eine jährliche Reduktion von 1.331 t COrÄguivalent. 
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Öko-Audit-Aktion 

Die Öko-Audit-Aktion des Umweltministeriums ist Ende 1999 ausgelaufen. Die 1995 gestar­

tete Förderungsaktion hat in den letzten fünf Jahren zur erfolgreichen Umsetzung des EMAS.­

Systems (Eco -Management and Audit Scheme) bei Klein- und Mittelbetrieben beigetrage n. Eine 

wesentliche Erwartung an die geförderten Unternehmen war die kontinuierliche Verbesserung des 

betrieblichen Umweltschutzes sowie vorsorgendes Handeln im Umweltbereich. Nach Abschluss der 

Aktion liegt Österreich dabei im europäischen Spitzenfeld. 

Ursprünglich mit 31. März 1997 begrenzt, wurde die Aktion bis Ende 1998 verlängert. In 

modif.izierter Form und für bestimmte Branchen erfolgte eine weitere Verlängerung der Aktion bis 

Ende 1999: Förderbar waren Betriebe, denen gemäß Umweltgutachter- und Standortverzeichnisge­

setz - UGStVG (BGB I 622/1995) die Einführung und Zertifizierung von EMAS möglich war. Die 

Förderung erfo lgte mittels eines Investitionszuschusses in der Höhe zwischen 15 % und 50 % der 

Kosten, abhängig von der Unternehmensgröße (kleinere Unternehmen erhielten einen höheren 

Fördersatz), mit einem Durchführungszeitraum von zwei Jahren. 

Die Förderungsaktion sollte die Teilnahme kleiner Unternehmen forcieren. Dieses Ziel 

konnte sowohl in Bezug auf den Umsatz der teilnehmenden Unternehmen als auch in Bezug auf die 

Mitarbeiterzahl am Standort erzielt werden. 62 % der Anträge kamen von Unternehmen mit weniger 

als 50 Mitarbeitern am jeweiligen Standort. Mehr als die Hälfte dieser kleinen Unternehmen hat 

sogar weniger als 20 Mitarbeiter. Di e kleinsten teilnehmenden Unternehmen haben vier Beschäftigte. 

Im Rahmen der Öko-Audit-Aktion wurden seit 1995 bis Jahresende 1999 insgesamt 356 

Ansuchen mit Fö rderungsmitteln in Höhe von ATS 130,3 Mio. positiv verabschiedet. Im Jahr 1999 

wurde für 55 Ansuchen ein Förderbarwert von ATS 13,8 Mio. für ein umweltrelevantes Investitions­

volumen von ATS 50,9 Mio. genehmigt. 

Neue Förderungsaktion "Umstellung von Feuerlöschanlagen" 

Das Umweltministerium hat 1999 mit der neuen Förderungsaktion "Umstellung von Feuer­

löschanlagen von Halonen auf halogenfreie Mittel" einen weiteren Schwerpunkt zur Erreichung des 

Kyoto-Zieles gesetzt: Ziel der neuen Förderungsaktion ist die vollständige Vermeidung der Verwen­

dung von voll- und teilhalogenierten Kohlenwasserstoffen in Feuerlöschanlagen. Bis 31. Dezember 

2000 können Fö rd erungsansuchen für die für die Verfahrensumstellungen von Halonen auf halogen­

freie Mittel in Feuerlöschanlagen notwendigen Investitionen ges tellt werden. Nicht gefördert 

werden Maßnahmen im Rahmen des Arbeitnehmerschutzes, Ersatzrnaßnahmen im Anschluss an ein 

Brandereignis, Austausch von Löschmitteln ohne Änderungen der Löschanlage und Bau'maßnahmen. 

Die Förderungshöhe beträgt 20 % der umweltrelevanten Investitionskosten. 
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UMWELTFÖRDERUNG IM AUSLAND 

1999 wu;de vom Umweltminis ter die Förderung von sechs Projekten der Umweltförderu ng 

im Ausland (UFA) mit einem Förderbarwert von ATS 25,8 Mio. und einem umweltrelevanten Inves ­

tit ionsvolumen von ATS 191,6 Mio. genehm igt. Die 68. Sitzung der Kommiss ion in Angelegenheiten 

der Umweltförderu~gen im In- und Ausland wurde im Dezember vertagt und im Jänner abge­

schlossen. Die in dieser Sitzung befürworteten und vom Umweltminister genehmigten Förderungs­

fälle mit einem Förderbarwert von ATS 23,9 Mio. werden dem Zusicherungsrahmen für das Jahr 

1999 zugerechnet. Der du rchschnittliche Fördersatz lag 1999 bei 13,5 %. Die Verteilung der geneh­

migten Förderungsmittel nach Staaten zeigt Tabelle 18 . 

Ta b. 18 UFA: Geförderte Projekte 1999 nach St aat en in ATS 

Umweltrelevantes 
land Anzahl Investit ionsvolumen Förderbarwert 

Tschechien 2 113.627.000 15.366.550 

Slowa kei 4 77 .924.000 10.419.900 

Gesamt 6 191 .551 .000 25.786.450 

Im Zeitraum 1993 bis 1999 wurden insgesamt 93 Projekte mit einer Förderung in H öhe von 

ATS 428,1 Mio. und einem umweltrelevanten Investitionsvolumen von ATS 1,3 Mrd. von der 

Kommission befürworte t und vom Umweltminister genehmigt. Der durchschnittliche Fördersatz 

für die entsprechend dem Umweltförderungsgesetz ausschl ießlich in die achbarstaaten Tschechien, 

Slowakei, Ungarn und Slowenien vergebenen Förderungsmittel lag bei 32,3 %. Die Verteilung der 

genehmigten Förderungsmittel über den Zeitraum 1993 bis 1999 nach Staaten zeigt Tabe ll e 19. 

Tab. 19 UFA: Geförderte Projekte 1993 bis 1999 nach Staaten in ATS 

(bere in igt um Stornierungen und Kosten änderungen) 

Umweltrelevantes 
land Anzahl Investitionsvolumen 

Tschech ien 53 564.401.403 

Slowake i 19 676.046.171 

Ungarn 10 26.068.978 

Slowenien 11 57 .668.128 

Gesamt 93 1.324.184.681 

26 

Förderbarwert 

310.164.009 

70.776.209 

24.386 .278 

22 .789 .101 

428.115.597 
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Umweltförderung im Ausland allgemein 

Im Dialog mit den achbarstaaten fand 1998 ein Wechsel in der thematischen Prioritätenset­

zung bei der Förderungsauswahl der Projekte statt. In Ergänzung zur Klimaschutzoffensive des 

Umweltminis teriums im Rahmen der nationalen Förderungspolitik wurde 1999 erstmals der Schwer­

punkt auch bei der Auslandsförderung auf klimarelevante Maßnahmen gelegt. Diese Maßnahmen 

haben gleichzeitig eine Minderung weiterer Schadstoffe, wie S02 und Staub, zur Folge und entlasten 

so mit auch Österreichs Umwelt. 

Anzahlmäßig wurde zwar schon bisher im Energiebereich der Großteil der Projekte unter­

stützt. Gemessen am zugesicherten Förderungsvolumen lagen jedoch die Projekte zur Luftreinhal­

tung mit ATS 139,1 Mio . an der Spitze. Hier bezog sich die Unterstützung vor allem auf den Einbau 

von Rauchgasreinigungsanlagen bei bestehenden Kraftwerken, während im Energiebereich der 

Ausbau von Fernwärmenetzen, Biomasseanlagen und Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen im Mittel­

punkt des Förderinteresses stand. 

Im Rahmen der Umweltförderung im Ausland wurden 1999 ausschließlich anlagenbezogene 

Maßnahmen gefördert. Dabei kam bei zwei Projekten eine Kofinanzierung mit dem europäischen 

Finanzierungsprogramm PHARE zum Tragen. Gemeinsam mit PHARE wird jetzt eine Lösung der 

Umweltaufgaben durch ziel gerichtete Investitionszuschüsse angepeilt. 

Damit wurde die Zielsetzung, konkrete investive Maßnahmen zu unterstützen und die Unter­

stützung durch weitere Mittel aus internationalen Programmen damit anzuregen, konsequent fortge­

setzt . Die Verteilung der Mittel der Umweltförderung im Ausland über den Zeitraum 1993 bis 1999 

nach Förderungsmaßnahmen zeigt Tabelle 20. 

Tab . 20 UFA: Geförderte Projekt e 1993 bis 1999 nach Förderungsmaßnahmen in ATS 

(bereinigt um Stornierungen und Kostenänderungen) 

Maßnahmen 

Altlastensa n ierung 

Energie 

Luft 

Stud ien 

Wasser 

Anzahl 

46 

23 

4 

19 

93 

Umweltrelevantes 
Investit ionsvolumen 

379 .200 

217 .997 .101 

811 .667 .761 

20.987.478 

273 .153.141 

1.324.184.681 
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Förderbarwert 

379.200 

168.669.293 

139.074.808 

18.855 .125 

101 .137 .171 

428.115.597 
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SANIERUNG UND SICHERUNG VON ALTLASTEN 

1999 wurde vo m Umweltminister die Förderung von zwölf Projekten der Sanierung und 

Sicherung von Altlasten mit einem Förderbarwert von ATS 204,3 Mio. und einem umweltrelevanten 

Investitionsvolumen vo n ATS 383,4 Mio. genehmigt. D er durchschnittli che Fördersatz lag 1999 bei 

53,3 %. Die Verteilung der genehmigten Förderungsmittel nach der Art der Förderungsmaßnahme 

ze igt Tabelle 21. 

Tab. 21 Altlasten: Geförderte Projekte 1999 in ATS 

Umweltrelevantes 
Art der Maßnahme Anzahl Investitionsvolumen 

San ieru ng/Sicherung 10 378.804.860 

Forsch ung 2 4.609.000 

Summe 12 383.413.860 

Förderbarwert 

199.736.284 

4.609.000 

204.345.284 

Im Al tl aste natlas des Bundesmin is teriums für Land- und For.stwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft ·waren Ende 1999 insgesamt 148 Flächen, bei denen eine erheb li che U mweltgefähr­

dung festgestellt wurde, als sicherungs- und sanierungsbedürfti ge Altlasten ausgewiesen, Bis Ende 

1999 wurd en für 80 Altlasten entweder für Vorleistungen oder für die Durchführung der Sanierungs­

bzw. Sicherungsmaßnahmen Förderungsmittel genehmigt. Im Zeitraum 1993 bis 1999 wurden insge­

samt 92 Projekte (inkl. Forschungsprojekte und Studien) mit einer Förderung in Höhe von ATS 3,4 

Mrd . und ei nem umwel trelevanten Investitionsvolumen von ATS 4,6 Mrd. von der Kommission 

befürwortet und vom Umweltminister genehmigt. Der durchschnittliche Fördersatz lag bei 72,6 %. 

Der relativ starke Rüc kgang des durchschnittlichen Fö~derun gssatzes ist di e Folge der Anpass un g 

der Förderungsrichtlinien an das EU-Regime für staatliche Beihilfen im Jahr 1997. Die Verteilung 

der genehmigten Förd erungs mittel über den Zeitraum 1993 bis 1999 zeigt nachfo lgende Tabell e 22. 

Tab. 22 Altlasten : Geförderte Proj ekte 1993 bis 1999 in ATS 

(bere inigt um Storn ierungen und Kostenänderungen) 

Umweltre levantes 
Art der Maßnahme Anzahl Inves,itionsvolumen 

San ierung/Sicheru ng 80 4.578.174.887 

Forschung 12 36.787 .383 

Summe 92 4.614.962.270 

28 

Förderbarwert 

3.313 .899 .718 

36.452 .683 

3.350.352.401 
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Die Auszahlungen für Förderungen im Aldastenbereich betrugen 1999 ATS 268,8 Mio. Davon 

wurden im Auftrag des Umweltministeriums ATS 15,1 Mio. für die Sofortmaßnahmen bei der 

Fischer-Deponie in Niederösterreich aufgewendet. Im Zeitraum 1993 bis 1999 wurd en insgesamt 

ATS 1,5 Mrd . an Förderungsmitteln ausbezahlt. Die Verteilung der geleisteten Auszahlungen 1999 

sowie über den Zeitraum 1993 bis 1999 auf die einzelnen Förderungsbereiche zeigt Tabelle 23 . 

Ta b. 23 Altlasten : Auszahlungen im Berichtsjahr 1999 sowie im Zeitraum 1993 bis 1999 in ATS 

Art der Maßnahme 

Sa n ierung/Sicherung 

Forschung 

So f o rtmaßnahmen 

Summe 

Altlasten allgemein 

EU-Notifizierungen 

1999 

247.461.011 

6.274.446 

15.095.47 0 

268.830.927 

1993 bis 1999 

1.356.354.946 

25 .014. 838 

130.733. 582 

1.512.103 0366 

1999 wurde wieder em Förderungsfall, bei dem der Verursacher der Altlast nicht mehr 

greifbar war und der Förderungswerber - ein im Wettbewerb stehendes Unternehmen - einen 

erhöhten Fördersatz angestrebt hat, vor Ausstellung des Förderungsvertrages an die Wettbewerbs­

kommission in Brüssel notifiziert und von dieser auch positiv entschieden. 

AlSAG-Novelle 

.Mit dem am 1. Juli 1989 in Kraft getretenen Altlastensanierungsgesetz (ALSAG; BGBI 

1989/299 i.d.g.F. ) hat Ös terreich als eines der ersten europäischen Länder einen verbindlichen und 

wichtigen Schritt in Richtung einer zielgericbteten Erfassung von Verdachtsflächen und Altlasten 

getan. Neben der Festlegung von Rahmenbedingungen für die Erteilung von Sicherungs- und Saonie­

rungsaufträgen wurde vor allem auch eine Finanzierungsgrundlage für die Förderung entspre­

chender Maßnahmen getroffen. 

Da jedoch die behördliche Abwicklung von Sanierungsmaßnahmen nach speziellen, meISt 

dem Vorsorgeprinzip gehorchenden Rechtsmaterien, wie dem Wasserrechtsgesetz (WRG), Probleme 

bereitet, ist vom Umweltministerium eine umfassende Novellierung des ALSAG beabsichtigt. Durch 

die Entflechtung derzeit anzuwendender Materiengesetze und die Einführung eines eigenen Alt­

lastenverfahrens sollen eine raschere Umsetzung von Sanierungsmaßnahmen erreicht sowie ein 

ökonomisch effizientes Vorgehen ermöglicht werden. 

29 
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Wesentliche Inhalte einer umfassenden ALSAG-Novelle sind: 

• Vorgehen nach ökologischer Dringlichkeit (keine zwingende Sanierung um jeden Preis bei 

weniger prioritären Flächen) 

• Schutzprinzip statt Vorsorgeprinzip (Minimierung des vorhandenen Schadens; Sanie-

rungsziel abhängig von geplanter Nutzung) 

• Genehmigung von Gesamtprojekten (eigenständiges Altlastenverfahren) 

• Erweiterte Verantwortlichkeit des Liegenschaftseigentümers 

• Neues bzw. erweitertes Finanzierungsmodell 

Eine Gesamtlösung kann nur durch eine parallele Anpassung des WRG erreicht werden (z. B. 

alte Gemeindedeponien, die auf Grund mangelnder Gefährdung keinen Altlastenstatus erreichen,. 

nach WRG aber trotzdem zu räumen wären). 

Fischer-Deponie 

Bei der Fischer-Deponie laufen die Vorbereitungen für die Räumung der Deponie durch die 

Bezirkshauptmannschaft Wiener Neustadt. Mit dem Beginn der Sanierungsmaßnahmen ist im Jahr 

2001 zu rechnen. Für den Betrieb der Sperrbrunnen wurde entsprechend dem Zeitplan der Räumung 

um Verlängerung des Wasserrechts angesucht. 
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VERWALTUNG DES UMWELT- UND WASSERWIRTSCHAFTSFONDS 

Der Umwelt- und Wasse rwirtschaftsfonds (UWF) ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts, 

die von der Kommunalkredit seit 1. April 1993 verwaltet wird. Auf Grund eines mit dem Umweh­

minister geschlossenen Vertrages wurde der Kommunalkredit die Geschäftsführung des Fonds auf 

Rechnung des Bund~s übertragen. 

ach § 37 des Umweltförderungsgesetzes bleibt der Fonds al Träger der Rechte und 

Pflichten, die im Bereich der Siedlungswasserwirtschaft nach dem Wasserbautenförderungsgesetz 

und dem Marchfeldkanalgesetz rechtsverbindlich er'ltStanden oder zuge ichert worden sind, 

bestehen. Im Rahmen der Fonds-Geschäftsführung werden Auszahlungen für noch nicht endabge­

rechnete Darlehen getätigt, Endabrechnungen durchgeführt und Tilgungen vorgeschrieben. Weiters 

führt der Fonds achförderungen auf Grund bestehender Zusagen wegen Kostenerhöhungen oder 

bei Kläranlagen auch wegen Katalogsänderungen durch und er erledigt Ansuchen nach § 18 Abs. 1 

bis 4 und Art. II Wasserbautenförderungsgesetz, ofern sie bis 31. Dezember 1992 eingebracht 

wurden. Der Fonds wurde auch ermächtigt, Stundungen zu gewähren, Laufzeiten zu ve rlängern, 

Sicherheiten freizugeben und Verzugszinsen nachzulassen. 

Da rlehensverka uf 

1999 wurden keine Darlehensverkäufe aus dem Vermögen des UWF getätigt. Es wurden 

jedoch Vorbereitungen für den Verkauf weiterer Darlehen getroffen. 

In den Jahren 1996 bis 1998 verkaufte der Umweltminister 5.173 endabgerechnete Darlehen 

mit einem Nominale von ATS 45,3 Mrd. und einem Erlös von ATS 30,2 Mrd. Bei den Darlehen 

handelte es sich um niedrig verzinste Darlehen (1 % bis 3 % Zinsen) mit Laufzeiten bis zu 100 Halb­

jahren, die Gemeinden, Verbänden und privaten Unternehmen gewährt worden waren. 

Mit dem im Vermögen des Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds verbleibenden Verkaufserlös 

wurden Wertpapiere (Anleihen) des Bundes mit Laufzeiten bis zu zehn Jahren angekauft. Da das 

Vermögen des Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds dem öffentlichen Haushalt zugerechnet wird, 

wurde dadurch eine den Maastricht-Kriterien entsprechende Verringerung der Bruttoverschuldung 

der Republik ~sterreich erreicht und ein wichtiger S,:hritt in Richtung Konsolidierung des öffent­

lichen Haushaltes getan. Weiters werden die durch diese Veranlagung erzielten Zinserträge für 

euförderungen im Bereich der Siedlungswasserwirtschaft verwendet (Sondertranchen). 

Endabrechnungen 

Im Berichtsjahr wurden 382 Endabrechnungen durchgeführt. Rund 1.100 Fälle sind noch 

nicht endabgerechnet; es wurden daher die schon im Jahr 1994 begonnenen Datenabstimmungen und 

Urgenzen hinsichtlich offener Kollaudierungen und Funktionsfähigkeitsmeldungen mit den jewei­

ligen Ämtern der Landesregierungen auch 1999 verstärkt weitergeführt. 
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Auszahlungen 

Die Summe der Auszahlungen der auf Grund der nach dem WBFG gewährten Fondsdarlehen 

war mit rund ATS 811,3 Mio. im Vergleich zum Jahr 1998 um ATS 44,4 Mio. höher. Der Anteil der 

Schlusszuzählungen am Gesamtzuzählungsvolumen von ATS 708,5 Mio. betrug mit ATS 557,1 Mio. 

bereits 78,6 %, im Vorjahr lag dieser Anteil mit ATS 570 Mio. bei 70 %. Der Anteil der Auszah­

lungen in Form von Beiträgen. erreichte im J~hr 1999 für Kleinkläranlagen oder Einzclwasserversor­

gungsanlagen nur mehr ATS 1,6 Mio. Die Investitionszuschüsse, die für betriebliche Abwasserpro­

jekte in Raten ausbezahlt werden, lagen bei ATS 34,1 Mio. Für Nachlässe gemäß § 18 wurden ATS 

33,6 Mio. ausgezahlt, für Artikel-II-Fälle ATS 35,2 Mio. 

Wiedervorlagen 

In 29 Fällen wurden der Kommission in Angelegenheiten der Siedlungswasserwirtschaft 

bereits zugesicherte Projekte erneut vorgelegt, da die erwarteten Kosten sich um mindestens 15 % 

erhöht haben oder weil wesentlichen Katalogsänd'erungen (Bauumfangsänderungen von mehr als 

ATS 2 Mio. bei Kläranlagen) vorlagen. Dabei wurde insgesamt ein Erhöhungsbetrag von ca. ATS 97 

Mio. an Zusatzkosten mit einem Förderungsvolumen von rund ATS 61,8 Mio. genehmigt. 

An n u itätennachlässe (§-18-Fälle) 

Der U mwelt- und Wasserwirtschaftsfonds wurde ermächtigt, Ansuchen um Annuitäten­

nachlässe gemäß § 18 Abs. 1 bis 4 Wasserbautenförderungsgesetz zu erled igen, sofern diese bis 

31. Dezember 1992 eingebracht wurden. Hintergrund dieser Bestimmungen war, finanzschwachen 

Gemeinden eine Hilfeste llung anzubieten. Es wird jenen Gemeinden ein Nachlass gewährt, die nach 

den aktuellen Förd.erungsbestimmungeo besser gestellt wären als nach der.damaligen Förderung des 

Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds. 

Im Züge der Erledigung dieser Ansuchen erfolgt eine genaue Analyse des Abwasserhaushaltes 

der betroffenen Gemeinde. Ein Nachlass wird nur dann gewährt, wenn auch nach dem Anheben der 

Abwassergebühren auf zumindest ATS 38,- pro Kubikmeter netto (Basis 1999) eine Unterdeckung 

im Abwasserhaushalt der Gemeinde bestehen bleibt. 

1999 konnten sämtliche noch nicht erledigten Fälle abgeschlossen werden . Es wurden ach­

lässe im Gesamtausmaß von ATS 70,1 Mio. für sechs Ansuchen (Projekte von Einzelgemeinden und 

Gemeindeverbänden) gewährt. Mit dem Abschluss dieser Fälle sind nun alle Ansuchen nach § 18 

WBFG abgearbeitet. 
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Arti ke l-II-Fä Ile 

Im Rahmen dcr sogenannte n "Papieraktion" wurdc im Jahr 1993 dcr Art. Il dcs Wasserbau ­

tenfö rd erungsgesetzcs auf Firmen, die einen demcntsprcchendcn · Antrag ' rechtzeitig eingebracht 

haben, angewandt. Untcr der Voraussetzung dcr Verbesserung der Gewässcrgüte und einer über 

zehn Jahrc daucrndcn Beobachtung wird für diesc Zcit ein Teil des Darlehens in einen direkten 

Zuschuss umgewandelt und ausbezahlt. 

Im Rahm en des Art . II Wasserbautenförderungsgcsetz wurden zchn Unternehmen für 20 

Ein ze lprojekte Mittel in der Höhe von rund ATS 305 Mio. genehmigt. Im Jahr 1999 wurden unter 

diesem Titel ATS 35,2 Mio. den Förderungsnehmern für 13 Projekte ausbezahlt. Diese Aktion wird 

im Jahr 2002 beendet sei n. 

Gesamtrückstände 

Die Gesamtrückstände konnten durch ein effizientes Mahnwesen, Er led igu ng von §-18-Fällen 

und weiteren Sonderfällen auf ATS 4,4 Mio. pcr 31. Dezember 1999 weiter reduziert werden . Endc 

1998 betru gen dic Rückstände ATS 32,3 Mio. 

Bei der Übernahme des Umwelt- und Wasserwinschaftsfonds durch die Kommunalkredit im 

Jahr 1993 lagen di ese Rückstände noch bei ATS 1,8 Mrd. 

Refinanzierung des Umwelt- und Wasserwirtschafts'fonds 

Zur Refinan z ieru ng des Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds dienen fo lgende derzeit 111 

Umlauf befindliche Anlcihen: 

63/4 % U mwelt- und Wasserwirtschaftsfonds-Anleihe 1987-2001 

7 % Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds-Anleihe 1991 -2003 " 

7'/4 % U mwelt- und Wasserwirtschaftsfonds-Anleihe 1992-2004" 

7'/8 % U mwclt- und Wasserwirtschaftsfonds-Anleihe 1992-2004" 

43/8 % Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds-Anleihe 1993-2005" 

6 % Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds -A nleihe 1993-2001 / 1 

12 Diese Anleihen wurden in Schweize r Franken begeben und notieren in Zürich . 
Die restlichen Schill ing -Anleihen notieren an der Wiener Börse . 
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Emissionsbetrag in ATS 

750.000.000,-

1.314. 825.000,-

1.490.135.000,-

1.314.825.000,-

4.382.750.000,-

1.500.000.000,-

10.752 .535.000,-
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Rechnungsabschluss 1999 

35 

III-48 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)36 von 46

www.parlament.gv.at



w 
cn 

AKTIVA AlS AlS 

A. Umlautvermögen 

I. Guthaben bei Kreditinstituten 

1 Guthaben bel der PSK 523844,24 

2 Guthaben bei sonstigen Kreditlnstrtuten 1.59477445 

3 Termineinlagen 998 185 000,00 1000303618,69 

11. Forderungen aus Darlehen 

1 Forderungen aus Darlehen 

kommunale Anlagen 26325 233 827,69 

2 Forderungen aus Darlehen 

betriebliche Anlagen 157305019,71 

3 Forderungen aus Darlehen 

sonstige Anlagen 4339821 ,10 26486878668,50 

111. Wertpapiere des Umlaufvermögens 

1 Wertpapiere 28833160242,49 

2 Eigene Schuldverschreibungen 1862249714,00 30695 409 956,49 

IV. Sonstige Forderungen 

1 Sonstige Forderungen 933458619,84 

2 Sonstlg~ Forderungen 

Ztnsabgrenzung Darlehen 147856242,74 1 081 31 4 862,58 

B. Rechnungsabgrenzungsposten 90 658410,60 

59.354.565.516,86 

Kommunalkredit Austria AG 

UMWEL T- UND WASSERWIRTSCHAFTSFONDS 
Wien 

Bi I a n z zum 31. Dezember 1999 

Vorjahr 

in AlS 1.000 PASSIVA 

A. Kapital 

1 Kapital 1 1 1999 

2 Kap4talveranderung 
867 

1842 

1006000 1008709 B. ROcksteIlungen 

1 RucksteUungen fOr Forderungsausfalle 

2 RüCkstellungen tor zugesagte Zuschusse 

3 RucksteIlungen tur Verzinsung FAG-Mlttel 

4 Rückstellungen tor Zinschfferenzen 
26494402 bei o"arlehen 

5 Rückstellungen tur ZInsdifferenzen 
192373 bei offenen Zusicherungen und 

WIedervorlagen gemaß § 37 UFG 
4480 26'691 255 

C. Verbindlichkeiten 

1 Anleihen 
29404708 2 langfristige Kredite bei Geldlnsututen 

1 788.790 31 193498 3 Kup:mzlOsen 

4 Forderung des Bundes 

gemaß § 37 Abs 5 UFG (FAG·Mlttel) 

836286 5 Forderung des Bundes 

gemaß § 37 Abs 5a UFG 

149429 985715 
6 Sonstige Schulden 

115311 O. Rec:hnungsabgrenzungsposlen 

59.994.488 

Eventualverbindlichkeiten 

:.crL-

Vorjah r 

AlS AlS AlS 1.000 

13019986118,50 11652281 

1146 606 914,73 14166 593033,23 1367705 13019986 

1615198293,12 2191447 

473123720,92 508 807 

3016822759,57 2809715 

12172 665.168,75 12335651 ! 

3412748 044,81 20 690 557 987,17 4154 542 22 000 162 

I 

10752535000,00 10752535 

2 830 000 001 ,50 3330 000 

101165190,07 101336 

5 044 282 334,15 5044 283 

5 300 000 000,00 5.300 000 

407766895,98 24435749421 ,70 370323 24898477 

61665074,76 75863 

59.354.565.516,86 59.994.488 

6.053.915.968,84 7.313.455 

irtschaft , Umwelt und Wasserwirtschaft 

Mag. Wilhelm Molterer 
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UMWELT - UND WASSERWIRTSCHAFTSFONDS 
Wien 

Gewinn- und Verlustrechnung tür das Geschäftsjahr 1999 

Vorjahr 
ATS ATS in.ATS 1.000 

1. Sonstige betriebliche Aufwendungen 
a) Steuern, soweit sie nicht unter Einkommen-

oder Ertragsteuern fallen , und Gebühren 0,00 -52.750 
b) übrige -309.006.487,05 -309.006.487,05 -3.713.637 -3.766.387 

2. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 
a) aus Krediten -192.132.250,48 -242.373 
b) aus eigenen Emissionen -644.262.860,99 -836.395.111,47 -644.644 -887017 

3. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -415.521 .605,37 -376.489 

4. Zuführung zu Rückstellungen 
a) Forderungen des Bundes aus Sondertranche 0,00 -1.000.000 
b) Verzinsung der FAG-Mittel -846.107.786,25 -846.107.786,25 -791.444 -1.791.444 

5. Zinserträge aus Darlehen 
a) Zinsen aus Darlehen kommunale Anlagen 433.432.942,50 473.981 
b) Zinsen aus Darlehen betriebliche Anlagen 4.626.209,40 5.440 
c) Zinsen aus Darlehen sonstige Anlagen 88.279,30 438.147.431 ,20 78 479.499 

6. Zinserträge aus Bauzinsen 
a) Bauzinsen kommunale Anlagen 7.037.734,27 127.334 
b) Bauzinsen betriebliche Anlagen 194.464,50 282 
c) Bauzinsen sonstige Anlagen 1.407,60 7.233.606,37 1 127.617 

7. Sonstige Zinserträge 
a) Bankzinsen 47.118.032,98 55.645 
b) Verzugszinsen 820.236,35 1.063 
c) Stundungszinsen 1.768.637,85 1.775 
d) Zinserträge aus Wertpapieren 1.610.519.642,65 1.660.226.549,83 1.485.523 1.544.006 

8. Agio 14.197.827,32 14.198 

9. Sonstige betriebliche Erträge 
a) übrige 21 .772.150,82 9.193 

10. Auflösung von Rückstellungen 
a) Auflösung Rückstellung für Zinsänderungen 162.986.214,41 4.707.130 
b) Auflösung sonstige Rückstelll:Jngen 1.249.074.124,92 1.412.060.339,33 1.307.399 6.014.529 

11. Vermögensveränderung 1.146.606.914,73 1.367.705 
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ERLÄUTERUNGEN ZUR BILANZ DES UMWELT- UND 
WASSERWIRTSCHAFTSFONDS ZUM 31. DEZEMBER 1999 

a) Guthaben bei Kreditinstituten 

Diese Positionen beinhalten die Veranlagung kurzfris tig zur Verfügung stehender Mittel. 

b) Forderungen aus Darlehen 

Die Position Forderungen aus Darlehen kommunale Anlagen beinhaltet die Forderungen aus 

Darlehen an Gemeinden und Verbände für Wasserver- und Abwasserentsorgungsanlagen mit ihrer 

Aushaftung per 31. Dezember 1999. 

Die Position Forderungen aus Darlehen betriebliche Anlagen beinhaltet die Forderungen aus 

Darlehen an Unternehmen für betriebliche Abwasserreinigungsanlagen. 

Die Position Forderungen aus Darlehen sonstige Anlagen beinhaltet die Forderungen aus 

Darlehen für Kleinabwasseremsorgungsanlagen, Einzelwasserversorgungsanlagen und Forschungs­

vorhaben. 

Die durchschnittliche Verzinsung der Darlehen beträgt 1,67 %, die mit der Darlehenshöhe 

gewogene durchschnittliche Restlaufzeit beträgt 53,79 Halbjahre. 

c) Wertpapiere des Umlaufvermögens 

Auf Grund des Auslaufens einzelner Wertpapiere und daraus resu ltierender Umschichtungen 

Im Depot verringerte sich die Position Wertpapiere des Umlau/vermögens gegenüber 1998 um 

ATS 498,1 Mio. auf ATS 30,7 Mrd. 

d) Verbindlichkeiten 

In diesen Positionen sind langfristig aufgenommene Geldmittel ausgewiesen (vgl. auch 

Seite 33). Diese Aufnahmen waren insbesondere durch die nicht bzw. nicht ausreichende Dotierung 

des Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds aus Budgetmitteln seit 1991 erforderlich. 

Die Position Forderung des Bundes gemäß § 37 Abs. 5 UFG beinhaltet die dem Umwelt- und 

Wasserwirtschaftsfonds zur Verfügung gestellten Finanzausgleichsmittel. 

Die Position Forderung des Bundes gemäß § 37 Abs. 5t;l UFG beinhaltet das Äquivalent für die 

im Rahmen der Sondertranchen (in den Jahren 1993, 1996, 1997 und 1998) zusätzlich zugesagten 

Förderungen. 
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e) Rückstellungen für Forderungsausfälle 

Diese Position enthält Rückstellungen für folgende Fälle: 

aa) Rückstellung f ür Umwandlung gern . § 18 WBFG 

Für Gemeinden und Verbände, die Ansuchen gemäß § 18 (1) bzw. § 18 (5) Wasserbautenförde­

rungsgesetz gestellt haben, wurden Rückstellungen im Ausmaß von insgesamt ATS 282,8 Mio. 

gebildet. Dieser Betrag reicht jedenfalls aus, um etwaige Risken abzudecken und beinhaltet 

Rückstellungen für abgeschlossene Ansuchen, bei denen künftige Annuitäten ganz oder teilweise 

nachgelassen werden. 

bb) Rückste ll ung für Umwandlung gern. Art. 11 WBFG 

Für die im Gesetz vo rgesehene Möglichkeit, Betrieben, die bestimmte Reinigungsleistungen 

erreichen, 10 % bzw. 20 % ihrer Annuität nachzulassen, wurden ATS 40,6 Mio. an Rückstellungen 

gebildet. 

cc) Rückstellung für Forderungsausfälle 

Diese Position beinhaltet Rückstellungen für potenzielle Forderungsausfälle bei Gemeinden 

im Ausmaß von ATS 33,1 Mio. sowie bei Betrieben in der Größenordnung von ATS 983,9 Mio. 

Weiters ist 1 % der Darlehen an Gemeinden als pauschale Sammelwertberichtigung beinhaltet. Die 

Sammelwertberichtigungen betragen 1999 insgesamt ATS 251,9 Mio. Für nicht einzelwertberichtigte 

Darlehen an Betriebe wurde wiederum im Berichtsjahr eine pauschale Wertberichtigung in Höhe von 

20 % gebildet. 

f) Rückstellung für zugesagte Zuschüsse 

In dieser Summe sind zugesagte, aber noch nicht ausbezahlte Investitionskostenzuschüsse für 

Kleinabwasserreinigungsanlagen, Einzelwasserversorgungsanlagen und betriebliche Abwasser­

reinigungsanlagen enthalten. Weiters ist für jene Fälle Vorsorge getroffen, in denen im Rahmen von 

Wiedervorlagen weitere Zusagen gemacht werden. Insgesamt sind ATS 473,1 Mio. rückgestellt. 

g) Rückstellung für Verzinsung der Finanzausgleichsmittel und Sondertranchen 

Förderungen des Bundes im Rahmen der Siedlungswasserwirtschaft werden seit 1. April 1993 

als Barwertförderung zugesagt. Die Finanzausgleichsmittel, die der Bund für diese Zusagen zweck­

widmet, wurden dem Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds zwischenzeitig zur ·Bedeckung des 
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Liquiditätsbedarfes zur Verfügung gestellt, wenn sie nicht unmittelbar für die laufenden Auszah­

lungen der euförderungen benötigt werden. Der Berechnung der rück geste ll ten Zinsen für diese 

Mittel werden die Kosten der jeweils zuletzt begebenen Bundesanleihe mit einer Laufzeit von 

mindestens acht] ahren zugrunde gelegt. Dieser Zinssatz kommt auch bei der Ermittlung des Förde­

rungsbarwertes im Bereich der Siedlungswasserwirtschaft zur Anwendung. 

h) Rückstellung für Zinsdifferenzen bei Darlehen 

Die Rückstellung von ATS 12,2 Mrd. bezieht sich auf die Darlehen für kommunale und 

betriebliche Anlagen im Gesamtausmaß von ATS 26,5 Mrd. Diese Darlehen sind mit durchschnitt­

lich 1,67 % verzinst und haben eine Restlaufzeit von durchschnittlich 53,79 Halbjahren. Der zur 

Berechnung der Rückstellung herangezogene Zinssatz wurde gegenüber dem Vorjahr von 8,245 % 

auf 8,108 % gesenkt. Der Zinssatz spiegelt d~e Sekundärmarktrendite der Bundesanleihe der voran­

gegangenen 27 Jahre zuzüglich eines Aufschlages für Refinanzierungskosten und lange Fristen wider. 

Die Reduzierung gegenüber den letzten Jahren ergibt sich aus dem niedrigen Zinsniveau zum 

31. Dezember 1999. 

i) Rückstellung für Zinsdifferenzen bei offenen Zusicherungen 
und Wiedervorlagen 

Unter der Bilanzsumme werden Eventualverbi~dlichkeiten 1m Gesamtausmaß von 

ATS 6,1 Mrd. ausgewiesen; auf Grund der gegenüber dem Vorjahr um ATS 1,3 Mrd . verminderten 

Summe ergibt sich ein Rückstellungsbedarf von ATS 3,4 Mrd. 
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BESTÄTIGUNGSVERMERK 

Als Ergebnis unserer Prüfung der Tätigkeit der Kommunalkredit Austria AG als Abwick­

lungsstelle gemäß § 11 (1) und § 37 (2) Umweltförderungsgesetz für den Zeitraum 1. Jänner bis 

31. Dezember 1999 erteilen wir den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk: 

"Nach Durchführung unserer pflichtgemäßen Prüfungen bestätigen wir: 

Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen den gesetzlichen Vorschriften. Der 

Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 

möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Umwelt- und Wasserwirt­

schaftsfonds. 

Die Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Tätigkeit der Kommunalkredit Austria AG, 

insoweit sie im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, Jugend und Familie als Abwicklungs­

stelle im Sinne des § 11 Umweltförderungsgesetz täti g ist, liegt vor. 

Die Ermittlung des Entgelts für di e Abwicklung der Förderungen nach dem U mweltförde­

rungsgesetz erfolgte ordnungsgemäß in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des § 4 des 

Vertrages über di e Abwicklung der Förderung nach dem Umweltförderungsgesetz." 

EU ER + HE ZL 

Treu-Mandat GmbH 

Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft 

Dr. Pipin Henzl e. h. Dr. Michael eun er e. h. 

Beeidete Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 

Wien, 10. Februar 2000 
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VERZEICHNIS DER VERWENDETEN ABKÜRZUNGEN 

ABA 

ALSAG 

AZ 

BAM 

BARA 

BGBI 

EFRE 

EWVA 

HKW 

INTERREG 

IZ 

KABA 

PEWV 

PKAB 

SWW 

UFA 

UFG 

UFI 

UWF 

WBFG 

WRG 

WVA 

Abwasserbeseitigungsanlagen 

Altlastensanierungsgesetz 

Annuitätenzuschuss 

Betriebliche Abwassermaßnahmen 

Betriebliche Abwasserreinigungsanlagen 

Bundesgesetzblatt 

Europäischer Fonds für regionale Entwicklung 

Einzelwasserversorgungsanlagen 

Halogenkohlenwasserstoff 

Grenzüberschreitende, transnationale und interregionale 

Zusammenarbeit zur Förderung einer harmonischen 

und ausgeglichenen Entwicklung und Raumplanung 

im Gemeinschaftsg$!biet 

Investitionskostenzuschuss 

Kleinabwasserbeseitigungsanlagen 

Pauschal i erte Einzelwass erversorgungsanl agen 

Pauschalierte Kleinabwasserbeseitigungsanlagen 

Siedlungswasserwirtschaft 

Umweltförderung im Ausland 

Umweltförderungsgesetz 

Umweltförderung im Inland 

U mwelt- und Wasserwirtschaftsfonds 

Wasserbautenförderungsgesetz 

Wasserrechtsgesetz 

Wasserversorgungsanlagen 
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Impressum 

Medieninha ber und Herausgeber: 

Im Selbstverlag der Gesellschaft: 

Kommunalkredit Austria AG 

(i m Auftrag des Bundesministeriums 

für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft) 

1092 Wien, Türkenstraße 9 

Tel. 01/31 63 1-0, Fax-DW 105 

E-Mail: kommuna l@kommunalkredit.at 

www.kommunalkredit.at 

wap.kommu nal kred it.at 
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